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Unser AfA-Sunö sn öer Iahreswense.
Bon Bernhard Göring.

Jm Mittelpunkt der organisatorischen Ereignisse der freigewerk¬
schaftlichen Angestelltenbewegung des Jahres 1923 stand der 2. AfA-
Gewerlschaftslongresz, der vom IS.—17. Juui in München stattfand.
Er war nicht nur eine gewaltige Heerschau der AfA-Orgnnisationen,
nicht nur eine äußere Kundgebung zt, brennenden sozial- und wirt»

schaftspolitischen Fragen, sondernder war auch gleichzeitig der Be¬

weis für die innere Geschlossenheit und.Stärke des Buudes und damit

der angeschlossenen Verbände.

Hatten bereits die Verbandstage des Zentralverbandes der An¬

gestellten, des Deutschen Werkmeisterverbandes, des Bundes der tech¬

nischen Angestellten und Beamten, des Allgemeinen Verbandes der

Bankangestellten, des Polier-, Werk' und Schachtmeisterbundes usw..
die im Laufe des Jahres 1924 stattgefunden hatten, gezeigt, dasz die

Jnflntionskrise überwunden und damit die auch in allen Organi¬
sationen in Erscheinung getretene rückläufige Bewegung zum Still¬

stand gekommen war, so stand der AfA-Gewerlschaftskongrcfz im

Zeichen der Aufwärtsentwicklung. Trotz der noch immer fühlbaren

Auswirkungen der Deflationskrise auf den Beschäftigungsgrad der

Angestellten, trotz neuer Krisenerscheinungen, die in anderen Ursachen

zu suchen sind, kein Rückqnng des Mitgliederbestandes mehr, ja kein

Stillstand, sondern eine ständige Zunahme der Anhängerschaft.

Nach Beendigung des Kongresses ging der ncugewählte AfA-
Bundesvorstand daran, die Aufgaben, die ihm durch die Kongrcfz-

beschlüsse gestellt waren, zu erfüllen. Dte Vorarbeiten für die laut

Bundesauslchußbeschlusz zu errichtende Wirtschaftspolitik^ Abteilung
wurden eingeleitet. Die mirtschaftspolitische'Abteilung selbst ist im

Herbst dieses Jahres ins Leben gerusen wordcn. Damit ist eincm

dringenden Bedürfnis aller AfA-Berbände entsprochen. Ohne den

Vorwurf der Unbescheidenheit auf sich nehmen zu müssen, darf der

AfA Bund behaupten, dasz er in sozialpolitischen Fragen allgemeiner
Art und besonders in sozialpolitischen Fragen, die die Angeslellicn
angehen, aktive »ud fruchtbringende Arbeit geleistet Hot uud leistet,

Cs sei in diesem Zusammenhange nur noch cinmal kurz auf
die erfolgreichen Kämpfe un, die Ausgestaltung der Angestellten-
Versicherung hingewiesen. Gelang es doch dsm AfA-Bund trotz.i,es

Widerstandes der bürgerlichen Anqestellteuuerbände, insbesondere dcs

DHV.,
Rente

Beitr

Tätigkeit der GdA.- uud DHV.-Bertreter im Reichstag zinückmiühren.
Wir habcu wiederholt nnchgemicscu, das; trotz der Erhöhnng der

Rente gcgcmvärtig eine Erhöhung der Beiträge nichl notwendig ist.

Es sei die Initiative des AfA-Bundcs in bezug nuf die Rntifi-
zieruug des Wnshingtoner Abkommens und damit die endgültige
Verankerung der achtstündigen Arbeitszeit erwähnt, aus den "leiste»
Monaten lind Wochen an den Kampf um die Unterstützung dcr er¬

werbslosen Angestellten, die Voschäftiguug der älteren Angestellten
ufw, erinnert. Ausführlich haben mir darüber in dcn letzten Num¬
mern der AfA-Buudcszeitung berichtet.

Dcr Kampf des AsA-Bundes um die Knappschaft Ist allgemein
bekannt. Ebenso seine Forderungen in bezug anf die künftige Ge¬

staltung der Arbeitsgerichtsbarkeit und nnf die Gestaltung des end¬

gültigen Neichsivirischnslsrates.

Die ncu geschaffene mirischaftspolitische Abteilung des AfA»
Bundes hat die Aufgabe, auf ihrem Spezialgebiete »»»mehr auch
die erforderliche Initiative zu ergreifen. Sie wird dic Vorstände
der angeschlossenen Verbände mit röirtschnftspolilischcm Material aus«

reichend versehe,, und dadurch die Möglichkeit erschließen, nuch de»

Funktionären der AfA-Berbände in ihren, Gehalts- und Tarif»
kämpfe ein gediegenes Rüstzeug zu geben. Außerdem wird künftig
systematischer als bisher auch zentral statistisches Material über

Tarifvertröge, Al-beitslohn und Arbeitsleistung, BefchaftigliugS'irad
innerhalb der einzelnen Industriell. Arbeitslosigkeit der Angestell¬
ten usw. gesammelt.

Schließlich ist daran gedacht, mit Beginn dcr neue» Jahres auch
die Betriebs- und Angcstelltenrüte der AfA-Organisntioue» mit
Material zu versehe». Der AfA-Buudesvorstaud Hai bcrcits im

Juli 1924 Richtlinien zur Schulung und Erfassung dcr Betriebs»
und Augcstelltenräte herausgegeben (Nr. 7 der ,.AfA-Bundes»
zeitung" 1924, S. 79). Es gilt, diesen damalige,, Richtlinie» be¬

sondere Beachtung zu schenken und die zweckmäßigste Einrichtung
zu treffen, um mit dem Material nn die Betriebsräte herrmzu»
kommen und umgekehrt, seitens dcr Betriebsräte Austimft über

ihre Erfahrungen usw. zu erhalten.
Es Ist der Wunsch des AfA-Vu»des, die Zusammenarbeit mi! den

Bctriebsrntsmitgliedern im Aussichtsrat besonders innig zu ge»

stalten. Die bereits vorhandene, uon der wirtschaftspolitischen Ab»

teilung des AfA-Bnndes »en bcarbeit le Auskunftei der Aktiengesell«
schaftrn wird den Betriebsraismitglicdcr» in,, Aussichtsrnt zur Ber»

fügling stehen. Zur Ergänzung dieser Unterlagen ist jedoch dringend
erforderlich, daß auch die Betriebsratsmitglieder im Anfsichtsrat
mitarbeiten und fortlaufend dem AfA-Bundcsvolstand berichten.
Derselbe will ferner versuchen, den Berbnndsoorstniiden auch Aus»

künfte nrbeiisrechtlicher Nntur zu geben und ii,sb:so»dere wichtige
Entscheidungen auf nrbeitsrechtlichcm Gebiete den AfA-Fu»ktio»ären
zur Kenntnis bringen.

Diese kurzen Hinweise zeige», daß »icht nur dic Mitglieder«
zahl dcr AfA-Vcrbäuoe iin Aufmärt?e»twickel» be>l> ifsen ist, sondern
daß auch die AsA-Blmdeszeutrnle selbst, dadurch, dnß die n»ge«

fchlosseuen Verbände ihr die geuügouKe» materiellen Mittcl zur

Verfügung stcllcn, in die Lngc versetzt murde, ihre Arbeitsgebiete
wesentlich zu erweitern und auszubauen. I» einzelne» Aus¬

schüssen der Bundeszenlrnle. dcm sozial- und wirtschnstspolitifchen
Ausschuß, dein lohuvutitischen Ausschuß, den, BergbaunUssrhufj,
dem Behördennusschüst, dem Betricbsrnteaussmnfz und dc», Bil»

.

duiigsausschufz werden unermüdlich die Spczialfrngen bearbeitet.

Nur durch die Zusammenarbeit in deu Ausschüsse» und damit mit
den einzelnen AfA-Vcrbönde» ist der AfA-Bund zu seiuer jetzigen
Bedeutung anch der Oeffentlichkeit gegenüber gelangt. Diese Zu¬
sammenarbeit wird auch fiir das nächste Jnhr die beste Gewähr für
den weitere» Aufstieg »»serer AsA-Vewegung sei».

Ich möchte diese kurze» Aussühruiige» mit dc» Worte» dcz

Kollegen Aufhöuser, mit denen cr den 2. AfA-Gelv«kschaftskoiigrest
schloß, beenden: „Was bisher verhandelt, gewollt und ausgesproch n

wurde, kann »nr nuskliugcn iu dem erneute» Bekenntnis dcs Ver¬

trauens in unsere eigene Kraft, in den, Bekenntnis zur Fahne dcr

freien Gewerkschaften." Jn diesem Sinne an die Arbeit!
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Sozialpolitisches Ausblick.
Von Gustav Hoch, M. d. R.

Ei» schweres Jahr liegt hinter uns: ein no ch s ch w e r e r e s

Jahr steht nns bevor. Ja, unscre Lage wäre hoffnungslos,

wenn wir in der Tat nur die Beschaffung von Waren ein¬

schränken, immer mehr Angestellte nnd Arbeiter entlassen,

die Arbeits. und Lebensverhältnisse der beschäftigte» Angestellten und

Arbeiter weiter Herabdrücken könnten. Je schlechter die Ange¬

stellten und Arbeiter gestellt sind, desto geringer wird ihre Kaufkrnst,

heraus, sondern verschärft die Not.

Wir dürfen nicht durch das Geschrei über den Kapital¬

mangel unsere Ausmerksamkcit von der Hauptsache ablenken

lassen. Gewiß leiden vicle Bctricbe darunter, daß die l a u senden

Bctriebsmittcl fehle». Dns gilt ganz besonders für unsere Wirt¬

schaft, in der Stiuncs uud seine Gefolgschaft ohne Maß und Ziel

die Geldentwertung ausgenutzt haben, um nlle erreichbaren Sach¬

werte zusammcnzuramschcn, während sie sich nicht im geringsten

darum sorgleu, sich auch diejenige Menge der laufenden Be¬

triebsmittel dauernd zu sichern, die zu dem Betrieb der auf diese

Weise — überdies oft wenig sachgemäß — vergrößerten Anlagen ge¬

braucht wcrdcn. Aber weshalb find die Versuche der Betriebsleiter

völlig gescheitert, zunächst mit kurzfristigen Anleihen über Sie

Ichlimmsie Zeit hinwegzukommen? Weil die Knu straft der

Völker zu gering ist. Weil die weitesten Krcise der Be¬

völkerung infolcie ihrcs geringen Einkommens verhältnismäßig wcnig

Waren knnsen können, obgleich fie viele dieser Waren schmerzlichst

entbehren. Weil die geborgten laufenden Betriebsmittel nicht als

Erlös der au dcn Markt gebrachten Waren zu den Betrieben zurück¬

kehrten, sondern in den imverlnufien Wnren festgelegt bliebe», und

dcr Mangel nn laufenden Betriebsmitteln nicht abnahm, sondern

wuchs.
So notwendig die gründliche Umstellung vieler Betriebe

ist, so unvermeidlich dabei in nur zu vielen Fällen auch Entlassungen

von Angestellten und 'Arbeitern sein mögen: ein unverantwort¬

liches' Verbreche» oegcn die Gesamtheit ist es, wenn die Grosz-

kapitnlisccn die Verbesserung der Betriebscinrichtungen und des

Arbeitsverfahrens oeriinchlössigen, dafür nber die Arbeitslosigkeit

künstlich vergrößern, um rücksichtslos die Arbeits- und Lohnbediu-

guttgeu der Angestellten und Arbeiter zu verschlechtern und die

hohe» Preise ihrer Wnren aufrechtzuerhalten. Nein, unter nllen

Umständen muß mit der Umstellung dcr Betriebe eine Steige¬

rung des Wnrennbsntzes verbunden sein, dnmit dcn

arbeitslosen Angestellten und Arbeiter» schleunigst wieder lohnende

Arbeitsgelegenheit erschlossen werde. Eine entscheidende Steigerung

des Wnrennbsntzes erfordert sowohl niedrigere Wnrenprcise als auch

ciue bessere Bezahlung der Angestellten und Arbeiter. Die Waren¬

preise können »in so' niedriger sein, je besser dcr Einkauf dcr

Vtaschiuen usw.. und dcr Roh- und Hilfsstoffe, sowie die Herstellung

mm der Verkam dcr Wnren geregelt uud je tüchtiger, ein¬

gearbeiteter, aufmerksamer und nrbeitsfrcu-

diger dic Angestellten uud Arbeiter sind. Günstige Lohn- und

Arbciteucrhältnisse sind es, die am stärksten die Betricbsleiter zur

Verbesserung ihrcr Betriebe drängen, und die die unerläßliche Vor¬

aussetzung siir die, beste Ausbildimg nnd dcu höchsten Arbeitseifer

dcr Angestellte» und Arbeiter bildcn. So sind diesc sozial¬

politischen Forderungen tatsächlich von entscheidender Bc¬

dentnng,
Daraus weist einer der bedeuteudsteu Fachleute in diesen Fragen

hin, dcr frühere Staatssekretär im Neichswirtschaftsnrinisterirn»,

Professor Ar. Julius Hirsch. Schon im Juniheft 1925 dieser Zeit¬

schrift habe ich bei der Würdigung des Berichtes, den damals der

Generaldirektor Dr. Knrl Köttgsr iiber Amerika erstattet hat, Herrn

Professor Hirsch zu Rate gezogen. Damals Ingen erst einige

Zeitungsnufscitze von ihm vor. Jetzt ist cin fast 399 Seiten starker

Band erschiene», i» dem Professor Dr. Hirsch eingehend scine

Beobachtungen in Amerika niitteilt und bespricht") Dieses Buch

sollte jeder kennen, der sich in den Frage» der wirtschaftlichen unö

sozialen Entwicklung ein eigenes' Urteil bilde» will, Ucbcrdiss ist

es trotz oder richtiger wohl infolge seiner gründlichen Wisscuschaft-

lichkeit so klar und so übersichtlich, daß es — abgesehen von der

Fülle der Belehrungen — citi Genuß ist, es zu lesen. Jn seinem

Echlusznbschnitt bespricht Professor Dr. Hirsch „Amerikas Entmick-

lminstcndcnz uud Deutschlands Entwicklungsfrngen", Darin hebt er

hervor: Wir müssen den in Amerika erreichten Fortschritten folgen.

Und er fährt dann fort: Was jetzt manche Deutsche schreckt, das ist

dck Gedanke, daß die Lohnhöhe zu schnell dem Weltmarkt angepaßt

werden könnte. . . . Die Entwicklung unscrcr Wirtschast schreitet

über die von kurzsichtigen Augenblicksvorteilcn vorgeschriebenen

Ausführungen mancher Arbeitgcbcrverbände und einiger Bankiers

ziemlich schnell hinweg. Sie schritte wohl noch schneller, wenn wir

nicht eine Arbeiterschaft in Dcutschlnnd hätten, die ganz gewiß in

dcr Wclt die bestgelernte, nber politisch und wirtschaftlich vorerst noch

nllzu weitgehend ungelernt ift. Vo» fast allen Ländern mit festem
Geldwert in Europa und Amerika hat Deutschland, zwei Jahre nach

dsr Befestigung seiner Währung, außer dem armen Oesterreich noch

die niedrigsten Löhne. Dies größtenteils eben wegen unserer wirt«

schriftlichen Fehlorganisation. Unfere Arbeitnehmer haben dagegen erst

sehr spät Fröirt zu, machen begonnen. . . . Allerdings kann uns

nur die billige Beschaffung der Wnren helfen. Aber der Weg kann

»nd wird nicht mehr derjenige des planmäßigen oder zufälligen

Lohndruckes sein. Steigern wir den Ertrag uuserer Arbeit durch

Arbeitserspnrnis uud vor nllcm durch Hebung dcs Wirkungsgrades
der einzelnen Arbeitsleistung, so steigern mir zugleich die !tcuch>

kraft unseres Jnnsnmarktes, unfere Sparkraft und Kapitalbildung
und unsere Schlagkraft draußen. Wollen mir den Markt gewinnen,

so ist Steigerung unseres Arbeitsertrages die

Voraussetzung, uicht die Folge, . . So schreibt ein

Mann wie Professor Dr. Hirsch.
Wir haben also guten Grund, uns nicht hoffnungslos machen

zu lassen. Nein, kein Baum mächst in den Himmel: auch der groß¬

kapitalistischen Ausbeutung siud schließlich unübersteigbnre Schranken

gesetzt. Schon krachen die großkapitalistischen Unternehmungen in

ollen Fugen. Dieselben großkapitalistischen Uebermenschen, die sich

noch gestern als die eigentlichen Herren der Welt fühlten, und die

auch heute noch als die unbedingten Herren ihrer Angestelltcu und

Arbeiter auftrete», sehen sich gezwungen, von, Staate Schonung

und Hilfe, Erlaß von Steuern und Stützung zu verlangen.

Richtig ist es, daß wir den weiteren Zusnmmcubruch der Wirt¬

schaft nicht gleichgültig hinnehmen dürfen. Aber endlich müssen wir

einen solchen Aufbau erzwingen, der nicht wieder nur der Bereiche»

rung einzelner auf Kosten dcr groszcn Masse dient. Die Arbeit ist

nicht ein Unglück für die Menschheit, so dnß wir — zur Gesundung
der Wirtschaft — immer mchr Angestellte und Arbeiter in das

Elend der Arbeitslosigkeit stürzen müßten. Jm Gegenteil ift die

Arbeit ein Segen, wenn ihr Ertrag unverkürzt der Gesamtheit zu»

gute kommt. Dann braucht kein einziger Angestellter und Arbeiter

dauernd von der Arbeit ausgeschlossen zu merden. Je größer der

Ertrag der gemeinsamen Arbeit ist, um so besser können die Menschen
»iit dem versorgt merden, wns sie brauchen, um so besser ist cs.

Daher gibt es für uus kein Schwanken: Schärfster Kampf gegen

,ede künstliche Vergrößerung der Arbeitslosigkeit und stärkster Druck

darauf, daß die Umstellung der Betriebe zur neuen lohnenden Bs>

schnftigung der Arbeitslosen beschleunigt wird. Die Regelung der

Arbeitszeit nuf der Gruirdlnge des Achtstundentages ist jetzt not¬

wendiger nls jc, damit nicht die Znhl der Arbeitslosen durch den

Mißbrauch mit Ueberstunden vergrößert wird. Ebenso miissen die

Angestellten unö Arbeiter trotz der Ungunst der Zeit ihre Gewerk¬

schaften nach jeder Richtung hin ausbauen, um günstigere Lohn- und

Arbeitsbedingungen durchzusetzen. Ihren Einfluß auf die Arbeit

in den einzelnen Betrieben durch Betriebsräte müssen sie aus eigener

Kraft und durch den Ausbau der Gesetzgebung auf diesem Gebiete

verstärken. Der Entwurf über Arbeitsgerichte, der bereits vorliegt,

muß In der nächsten Zeit im Reichstage durchbernteu werden, wobei

eine Reihe von Verbesserungen nach den Vorschlagen der Gewsrk»

schaften notwendig ist. Noch dringender ist eine bessere Fürsorge

für die Arbeitslosen, da die letztem Verbesserungen völlig ungenügend

siiud. Unmittelbar nach dem Zusammentritt des Reichstages Im

neuen Jahre soll damit begonnen merden. Hier muß gründliche
Arbeit geleistet werden. Dann werden wir uni fo schneller auch zu

einer genügenden Arbeitslosenversicherung kommen.

An sozialpolitischen Aufgaben fehlt es wahrlich nicht. Auf, an

die Arbcit für sie im neuen Jnhre mit neuer Siegeszuversicht und

neuer Kraft!

*) Das amerikanische Wirtschaftswunder.
Verlag, Berlin. Preis geb. 6,5« Mk. „

1926. S. Fischer
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Kunögebung öer Af
Die gegenwärtige Wirtschaftskrise nimmt immer ernstere Formen

an. Die jahrelange Mißachtung volkswirtschaftlicher und betriebs¬

technischer Grundsätze seitens des deutschen Unternehmertums droht,
verbunden mit einer Weltwirtschaftskrise, Deutschland erneut schwer

zu erschüttern und das Elend der arbeitenden Bevölkerungsschichten

zu vergrößern. Die Nachrichten über Betriebsstillegungen werden

von Woche zu Woche zahlreicher. Die Entlassung Tausender von

Arbeitnehmern ist die Folge. Die Arbeitslosigkeit trifft besonders
hart die Angestellten. Hat schon die Deflationskrise dazu geführt,

daß Zehntaufende von Angestellten, insbesondere kaufmännische und

Bankangestellte, abgebaut wurden, so wirkt sich die gegenwärtige
Krise besonders hart auch auf die Angestellten, Werkmeister und

Techniker aus. Eine besondere Note erhält der gegenwärtige An-

gestelltenabbau dadurch, daß die Unternehmer die Krisenstimmung

dazu ausnutzen, die älteren Angestellten, das sind Angestellte, die

knapp 40 Jahre alt sind, zu entlassen. Die Not dieser Gruppe von

Arbeitnehmern ift unendsich groß. Die statistische Erhebung des

Reichsarbeitsministeriums hat ergeben, daß der weitaus größte Teil

der stellenlosen älteren Angestellten ein halbes Jnhr und langer
erwerbslos ist. Diese Kollegen haben auch keinerlei Aussicht, in ab¬

sehbarer Zeit mieder erwerbstätig zu werden. Dnzu kommt, daß

gerade die älteren Angestellten infolge ihrer früheren Gehnltsbezllge
fast ausnahmslos der Erwerbslosenfürsorge nicht unterstellt sind,
ds sie die Gehaltsgrenze (monatlich 225 Mk. Krankenversicherungs¬
grenze) überschritten hnben.

Schlicßlich sei in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen,
daß in den letzten Wochen zu beobachten ist, daß die Unternehmer
ebenfalls unter Ausnutzung oer Krise dazu übergegangen sind, unter

Androhung einer Mnssenentlnsfung von Angestellten Gehnlts- und

Arbeitsbedingungen zn verschlechtern. In dieser Situation.hält der

AfA-Bund Abwehrmnhnnhmen für dringend erforderlich. Wir haben
bereits, mie aus den Berichten in der letzten Nummer der „AfA-

Bundeszeitung" und aus der Berbnndspresse bekannt, eine groß-»
zügige Aktion zum Ausbau der Erwerbslosenfürsorgebestimmungen
eingeleitet. Zur Unterstützung dieser Aktion und als Auftakt für
die dringend erforderlichen weiteren Maßnahmen beschloß der AfA-
Bundesvorstand am Freitag, den 11, Dezember, eine erweiterte

Vorständekonferenz zum Zwecke einer Kundgebung einzuberufen.

Diese Kundgebung fand im Bürgersaal des Berliner Rathauses

statt. Unter den geladenen Gästen konnte man Vertreter des Reichs»
arbeitsministeriums und des Ncichswirtschastsministeriums, des

Internationalen Arbeitsamtes, dsr sozialdemokratischen Reichstags¬
und Landtagsfraktion sowie der Stadwerordnetenfrakion der SPD.
und des Zentrums sehen. Auch die Presse nahm regen Anteil an

der Kundgebung.
Ueber die Wirtschaftskrise, ihre Zusammenhänge und über Bor¬

schläge, dieser Krise Herr zu werden, sprach Prof. Lederer, Heidel¬

berg, Seinem Referate folgte ein solches des Bundesuorsitzenden
Kollegen Aufhäuser über die dringendsten sozialpolitischen Forde¬
rungen der Angestellten.

Der Kollege Aufhäuser wies mit Rccht darauf hin, daß vor

allem das eine notwendig sei: die durch die Krise erwerblos Ge¬

wordenen vor einem restlosen Zusammenbruch ihrer persönlichen
Lebenshaltung zu bewahren. Er bezeichnete in diesem Zusammen¬
hang das Angebot der geschäftsführenden Regierung Luther als eine

Provokation der gesamten Angestelltcnschnft.
Nach dem Kollegen Aufhäuser sprach in dsr Diskussion der

Präsident der Bühnengenosfenschaft Gustav Rickelt und verwies be¬

sonders auf die Not der Bühnenkünstler und der Ärgsten. Je

schlechter die Lebenshaltung der Mnssenbeoölkerung, um sz weniger
besteht die Möglichkeit, daß diese Massenbevölkerung teilnehmen kann

an kulturellen und künstlerisch wertvollen Veranstaltungen. Ar¬

beitslosigkeit und niedrige 'Löhne vernichten also auch die deutschen
Theater und Kunststätten, die Stätten der Lebensfreude.

Der lebhafte Beifall, der den beiden Referenten und dem Dis¬

kussionsredner gezollt wurde, bewies, daß die anwesenden 400 Haupt¬
funktionäre der AfA-Verbönde restlos mit den Ausführungen über¬

einstimmten. Die Vertreter nahmen dann auch die nachstehenden
Entschließungen einstimmig an. ,

Es ist zu hoffen, daß diese Kundgebung, die wie bereits betont,
der Auftakt zu weiteren energischen Maßnahmen des AsA-Bundes
und seiner Verbände zur Linderung der Not und zur Beseitigung
der Krise sein mird, nicht ohne Eindruck der Negierung.und der

Oeffentlichkeit gegenüber bleibt. Eine Auswirkung hat sich bereits

gezeigt. Bei den Verhandlungen u.m die Regierungsbildung hnben
die Vorschläge des AsA-Bundes eine beachtenswerte Rolle gespielt,

I.

Die gegenwärtige Krise der Weltwirtschaft stellt sich als unaus¬

bleibliche Folge des Weltkrieges »nd der durch ihn bewirkten Zer¬
rüttung des internationalen Güteraustausches dar. Für die euro¬

päische Wirtschaft erhält die Krise ihr besonderes Gesicht durch die

Verschiebungen auf dem Weltmarkt, nicht zuletzt infolge dcr steigenden
Vorherrschaft Amerikas. Um so sinnloser erscheint' der europäische
Zollkrieg, um so notwendiger mnß dem Beitrag von Locarno eins

handelspolitische Verständigung folgen. Die Krise hat in Deutsch-
land ihre besondere Berschürfnng durch die verkehrte und kurzsichtige
Unternehmerpolitik während und nach der Inflationszeit erhalten.
Die Kreditkrise, welche die Unternchincr heute beklagen, ift cine

Folge der Aufblähung des Produktions- nnd Verteituiigsnppnrntss,
hervorgerufen durch fnlsche Knpitaisanlngs und verschwenderische
Kreditpolitik: die Stockung des Absatzes erklärt sich aus überhöhten
Preisen bei gleichzeitigem Lohn- und Gehultsdruck,

Die sreigewerkschnftlichen Angestelltsuverbänoe weisen weiter

darauf hin, daß dicse Krise nicht zuletzt eine Folge der von den

freien Gewerkschaften bekämpften Zoll- und Kartellputiti, dsr Uni.>>

nehmer und der von ihnen getragene» Rscktsregierung ist, eine

Wirtschaftspolitik, welche die technische RüclstänNgleit industrieller
Betriebe im höchsten Grads begünstigt. Die Organisationen der

Angestellten mehren Zich mit aller" Entschiedenheit dagegen, daß inau

auf der Suche nach Schuldigen bis Tarif- und Sozialpolitik der

Gewerkschaften für die Krise verantwortlich zu machen sucht.
Gerade durch die Erhöhung der Löhne und G'.'Halter wird vielmehr
der Absatz der Mnssenprodutte gclwbsn und dcr gröszte Ansporn zur

technischen und organisatorische» Verbesserung ds? Erzcuouns,«- un!)

Verteilungsapparates gegeben.
Die freien Gewerkschaften wenden sich ober dngecicn. daß di.'se

Umstellung auf Kostcn der Arbsitiishm^fchaft ersotaeu soll, si!
kämpfen nachdrücklichst gegen die so.zialrcaktionärcii Maßnahmen der

organisierten Unternehnier, die die Rationalisierung dazu ausnutze»,
um die Gehälter abzubauen und die VLtrisbsosrtrctunge:! und gs-

werkschastlichen Vertrauensleute zu maßregeln.
Die im AfA-Bund zusammengeschlossenen Verbände find bereit,

alle ihncn zu Gebots stehenden Mittcl anzuwenden, um dcn Gcsuhrcu
der Krise wirksam zu begegnen, Sis niüisen ober von dc» Ange¬
stellten erwarten, daß sie sich restlos in den frcicn Gewerkschaft?»
zusammenschließen, um gemeinsam den schweren Kamps zu führen
und damit die Krisis zu überwinden.

1!,

Seit mehr als zwei Jahren Hot der AsA-Vunö die Ausmerlfani-
keit der Regierung auf die sich ständig verschlechternde Lage der

Angestelltsn gelenkt. Jetzt ist init Hereinbreche» der Kriss dis

Situation katastrophal geworden. Ueber 100 000 Angestellte sind
bereits arbeitslos. Zehntausend« darunter seit Jahren, Weitere

Massenentlassungen von Angestellten sind zm» Jahresschluß ausge¬

sprochen worden. Das Elend ist unerträglich, sofortige durchareifends
Hilfe unaufschiebbar.

Die gemeinsame Vorständekonferenz dsr gewerkschaftlichen Ange¬
stelltenverbände fordert dnhcr die unverzügliche Durchführung folgen»
der Mnßnnhmen,

1. Aenderung der geltenden Erwerbslosenfürsorge dnrch

s) Erhöhung der Unterstiitzungssntzs um miudcstens 30 Proz,,
b> Einführung einer obligatorischcn Kurzarbcitsriiiitsrstütziiiig,
c) Ausdehnung der ErWsrbslosensürsorrie auf nlle Angestellten,
cl) Aufhebung der Bcdürftigkeitsprüfung,
e) Aufhebung der beftshenden Begrenzung der Bszugszeit. Auf¬

hebung jeglicher Antwartschaftszeit,
2. Einmalige Zuwendung an ausgesteuerte, sowie langfristig

Arbeitslose, die bisher nicht unterstützt rvurdsn, abgestuft unch dcr

Dauer der Arbeitslosigkeit.
3. Schleunige Verabschiedung dss Arbeitslossnversichcrungs-

gesetzes unter Einbeziehung aller Angestellten.
4. BemiizunnszWaug dss öffentlichen Arbeitsnachweises, Verbot

der Chiffre-Anzeigen für Stellenvermittlung,
5. Erhöhter Kündigungsschutz für die langjährig im Betrieb

beschäftigten Angestelltsn.
6. Beschleunigte Bergebung der Aufträge der Reichsbahn, dcr

Post und oller Reichs-, Staats- und Konnnumilbshördcn. Förderung
der Bautätigkeit durch restlose Bereitstellung der .Hauszinssteuer für

den Wohnungsbau. Einrichtung vo» tariflich bezahlte» Notstands¬
arbeiten. Beschäftigung von stellenlosen, insbesondere älteren Ange¬
stellten bei der Ausschopfung der Betriebs- und Nerufszählung, nls

Buchprüfer bei den Finanzämtern, zur Aufarbeitung vo» Rückständen
bei den Verwaltungsbehörden und de» Organe» dcr Sozialver¬
sicherung.

7. Verschärfte Kontrolle der Stillegungsnnträge unter Heran¬

ziehung von Gewerkschaftsvertretern zu dcn kontrollierenden

Instanzen.
8. Einbrmgun>: cincs deutschen Arbeitszeitgesetzss, das den Acht¬

stundentag festlegt und Ratifizierung des Washingtoner Abkommens.

Den notleidenden arbeitslosen Angestellten kann nur Hilfe
gebracht werden, wenn unsere Forderungen erfüllt werden. Zum
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Kampf dafür ruft die gemeinsame Vorftandekonferenz alle Gewerk»

schaften auf.
Gegen

den Versuch der Unternehmci, die Lasten der Krise durch Lohndruck

und Arbeitszeitoerlängerung auf die Angestellten abzuwälzen,

für

die Erkämpfung unserer Forderungen — erhöhte Aktivitätl

III.

Die allgemeine Wirtschaftskrise, dic nuch die deutschen Theater

erfaßt hat, droht den Bestand dieser wichtigen Kulturstätten zu

zertrümmern.
Dadnrch ist auch die Ezistsnz zahlreicher Bühnenkünstler ge¬

fährdet. Die Eesahr des Zusammenbruches künstlerisch und kulturell

wertvoller Theater mird Hauptsachtich aber durch die untragbare

Auflage der „Vsrgnügungs- und Lustbarkeiissteueru" verschärft, die

auch un Bcrgnüguugsgewerbe verheerend gewirkt hat. Die Gehälter

der Bühnenangehörigen einschließlich der Musiker und Artisten sowie
des übrigen Theaterpersonals werden insolge dieser Belastung in

erschreckender Weise dauernd gekürzt und die Künstler selbst der

Existenzlvsigkeit zugeführt. Hochwertige kulturelle uno künstlerische,

für das Bolkswohl nicht zu entbehrende Einrichtungen wie die

deutschen Thenter müssen von solchen Steuern befreit sein unö haben

vielmehr als oolksbilöende und ooirserziehende Anstalten Anspruch

auf roeitestgehenoe Unterstützung des Staates und der Kommenen.
Auch die der Lebensfreude, der Entspannung und damit der

Erhaltung der Arbeitsfreudigkeit des Boll'es dienenden, deshalb

unentbehrlichen Unterhaltungsstotten leichteren Charakters, die

^Nege,!i!tten arli,li>cyer uno zirzensischer Kunst dürfen nicht mie

bisher noch weiter durch erdrosselnde Ktenermnhnnhmen deM wirt»

schnstllchen Ruin preisgegeben werden.

Wir fordern daher aus wirtschaftlichen sowie aus kulturellen

Gründen die Beseitigung der die Theater» und die Bühnenange»,

stellten schwer bedrohenden Lustbarkeitssteuer.

Dr. Croner, Berlin.

Die Reife, die im Oktober und Novembcr d. I. von einer

deutschen Kommisiion. bestehend aus Regierungsvertretern, Gewerk¬

schaftlern uuo Aroeitgebervertreiern, zum Studium der englischen

Arbeitslosenversicherung und Arbeitsnachweisorgnnijntiou unter¬

nommen wurde und an der ich im Auftrage des AfA-Buudes teil¬

nahm, ergab die Möglichkeit einer engen persöntichen Fühlungnahme

mit den englische» Augestelllenorganisuttoneu. Bejonders wertvoll

waren mir dabei die sreundschrfitichen Informationen, die ich bei

der Spitzenorganisation o<r e»glt>u)e>t Angestetlte», oer ^ n, t i o ri <r I

?clleistion c>l 1'roiessiorläl WorKers, erhielt. Das,

was ich hier durch deu Kollegen Kenn, den Generalsekretär der

l^srionnl I'ecicratiuri ol l^rolessiun-rl WorKers erfuhr, gibt einen

gute» Einblick in die Lage und die Organisation der Angestellten in

England.

"Die Organisationsverhaltnisse der Arbeiter und Angestellten in

England unterscheiden sich wesentlich von den unsrigen. Nach den

Feststellungen des t.slz«ur >eur Look von 1925 waren Ende 1923

insgesamt 5,4 Millionen Arbeitnehmer in nicht weniger nls 11öS

Gewerkschaften organisiert. In dieser nach unseren Begriffen unver¬

ständlich großen Zahl von Eiuzslorgnnisalionen dokumentiert sich

der englische Traditionalismus, der sich nur sehr schwer von historisch

Ueberkommenem trennen kann. Die ursprünglich auf lokaler unö

zünsilerischer Grundlage entstandenen Gewerkschaften haben eben bis

zum heutigen Tage wenigstens soimnl ihre Selbständigkeit behalten.

Diese allgemeine Erscheinung zeigt sich auch bei den Angestellten-

organisationcn: So gibt es z. B, 18 Gewerkschaften mit zusammen

146 «99 Mitgliedern für die Laden- und Handelsangestellten, 17 Ge¬

werkschaften mit 79 000 Mitgliedern für die Bank- und Versicherungs¬

angestellten.
Bon den 113S Gewerkschaften waren 1924 203 mit über

4,3 Millionen Mitgliedern dem Tr.-rcles Union don^ress, dem

englischen ADGB., angeschlossen. (Man ficht daraus, wie klein viele

der 1135 Organisationen sein müssen, wenn i» weniger als ein

Fünftel aller Gewerkschaften 80 Proz. aller Organisierten vereinigt

sind!) Innerhalb dieser dem Iraäes l^lnion Eon^rcss angeschlossenen

Geroerkschnsten ist ein starker Drang zur Vereinheitlichung und Ber»

einigung vorhanden. Dsr letzte Gewerkschaftskongreß in Scarbo-

rough voin 7. bis 12. September 1925 hat entscheidende Schritte zur

Konzentration der Arbsitergewerkschnften getan.

Dieser Konzentration im Arbeitnehmerlager konnten sich auf

die Dauer natiirlich auch die Angestelltenorganisntionen nicht ent¬

ziehen. Die Gründung einer Svitzenorgnnisntion der Angestellten

war bitter nötig. So trat im Februar 1920 neben die damals über

Lö Jahre alte Arbeiterspitze die Angestelltenspihe: die r^-rtionsl

?eclers.tic>ri «l l^i-okessionsl WorKers. Damit war

ein entscheidender Schritt vorwärts getan. Die Angestelltenbewegung

Englands hatte ein Kristallisationszcntrum gefunden, das trotz aller

Schwierigkeiten, die sich ihm entgegenstellten, der organisatorische und

geistige Mittelpunkt der. ganzen Bewegung wurde.

Der Organisationsbereich der dlütion-rl l?eäeration deckt sich
im wesentlichen »iit dem des AsA-Bundes. Nach einer Aufstellung

der l'eiler-rtio» selbst organisiert sic technische Angestellte, Ingenieure

aller Art, Werkmeister, Eisenbahnangestellte, Bankangestellte,

Handelsangestellte, Lehrer aller Grade, Journalisten, Artisten, Schau¬

spieler, Künstler, Schriftsteller, Musiker usm. Dazu kommen — das ist

eine wesentliche Abweichung von unserer Organisationsform — alle

Beamten des Staates und der Gemeinden, Ende November 192S

waren der 5l»tinnkck l?ederstio,i 16 Organisationen mit einer Ge-

samtmitgliederzahl von etwa 400 «9« angeschlossen, eine imponierende

Zahl fllr den jungen Spitzenverband. Die Leitung der rlstionsl

1ecler-ui«n liegt in den Handen von W. C. Kenn, ihres bewährten

Generalsekretärs.
Die Beziehungen der l^irtiorisl ?eileration zum 'Iraäes Union

Hongrcss smo sehr enge und gute. Es besteht eine von der >l-ni<zns1

?eüerstion und dem Triräes Union dovFress gemeinsam gebildete

Kominission, das ?rolessior>sl WorKers' loint donsultstior»

Eomwittee. Es ist in der Zeit von November 1924 bis August 1S2S

viermal zusammengetreten. Ueber seine Tätigkeit wurde dem Ge»

wertschaftskongreß in Scarborough Bericht erstattet.*) Es hat

hauptsachlich Fragen der Organisation und einer stärkeren Erfassung

der Angestellten behandelt. Der erwähnte Bericht schließt: „Die

Arbeit der Kommission verspricht gute Früchte zu tragen, indem sie

die Aufmerksamkeit auf die Probleme der Organisierung von Ange»

stellten lenkt. Die llnterstützung der Bemühungen, eine noch größere

Zahl von Angestellten zu veranlassen, sich in Gewerkschaften zu

organisieren, die völlig frei sind von irgendeinem

Einfluß der Arbeitgeber, ist sür die ganze Gewerkschcifts»

bemeguug lebenswichtig. Die Zusammenarbeit der Organisationen
von Arbeitern und Angestellten in allen Fragen, die das Wohl der

Arbeitnehmer betreffen, ist notwendig, wenn diese Bemühungen von

Erfolg und von Dauer sein sollen
"

Die Sntzung der I^-rtionsI ?eäer!rtion ist bisher nicht in deut»

scher Sprache erschienen. Sie sei daher hier in Uebersetzung mit»

geteilt:
1. Der Nnme der Bereinigung ist rational keclerstion «k

?rolesLioriiiI WorKers (Reichsvereinigung der Angestellten).
2. Die Bereinigung besteht aus Verbünden und Vereinigungen

der Angestellten in Handel und Industrie, Technikern und aufsicht»

führenden Angestellten oder aus solchen anderen Verbänden, die

vom Rat zugelassen werden. Ein Verband, der Gelder von Ar»

beitgebern annimmt, kann zum Anschluß an die Vereinigung nicht

zugelassen werden.

3. Die Aufgaben der Vereinigung sind:

s) Die Festlegung und Durchführung einer gemeinsamen Politik

der der Vereinigung angeschlossenen Arbeitnehmergruppen

sowie die Förderung der ökonomischen und sozialen Jn»

teressen der Mitglieder der angeschlossenen Organisationen.

t,) Die Beseitigung von Differenzen uiid die Erleichterung einer

harmonischen Zusammenarbeit unter den Angestelltenver»

bänden, gleichgültig ob sie der Bereinigung angeschlossen

sind oder nicht.

c) Die Organisation derjenigen Angestellten anzureizen, die

gegenwärtig noch unorganisiert sind, Anweisung zu geben

und Hilfe zu leisten bei dem Versuch, diese zu erfassen. ^

1) Die freundschaftlichen Beziehungen zwischen den ange»

schlossenen Organisationen und den Organisationen der Ar»

bester sowie die weitere Zusammenarbeit und die gegenseitige
' Beratung zu fördern.

c) Informationen, die für die angeschlossenen Organisationen

wertvoll sind, zu sammeln und zu veröffentlichen und sich bei

der Herausgabe jeglicher Publikation zu beteiligen, die ge»

eignet ist, den Aufgaben der Vereinigungen oder d«r ange»

schlossenen Organisationen zu dienen.

-) Vergl. Hie Lenerirl Louncils Report to tke ^nnusl

donizress. S. 146.
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f) Ueber olle gesetzgeberischen Maßnahmen sowie Betätigungen
öffentlicher Organe zu wachen, die die Interessen der ange-

schlossenen Organisationen berühren können: ihren Einfluß
zu verwenden, um die Einbringung, Ablehnung oder Ab»

änderung von Gesetzen herbeizuführen, die die erwähnten
Organisationen berühren.
Die angeschlossenen Organisationen bei jeder Tätigkeit zu

vertreten, die sie durch ihre Vertreter im Rat an die Ver»

einigung verweisen.
K) Die angeschlossenen Organisationen In jedem Komitee, jeder

Kommission oder größeren Vereinigungen zu vertreten, so¬
weit es der Not beschließt.

i) Die gemeinsame Aktion der angeschlossenen Organisationen

durch die Bildung von Spezialbeiräten oder -Komitees zu

fördern, in denen diejenigen Organisationen vertieten sind,
die gemeinsame Probleme haben, oder zur selben Industrie
gehören oder die aus irgendeinem Grunde die Notwendigkeit
engerer gegenseitiger Beziehungen innerhalb der Vereinigung
empfinden.

i) Die lokale Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedern ber

angeschlossenen Organisationen durch Bildung von Distrikt»
Kartellen (Oistrict doriiinittee's) zu fördern.

K) Den durch die angeschlossenen Organisationen vertretenen Ar»

beitnehmergruppen behilflich zu sein, eine effektive Kontrolle

über ihre Arbeitsbedingungen zu erlangen und chren Teil

zu einer demokratischen Kontrolle über ihre Industrien und

Arbeiten beizutragen.
I) Eine gemeinsame Aktion mit einer anderen Stelle zu unter»

nehmen, um eines der oben aufgeführten Ziele zu erreichen,
soweit es der Rat bestimmt.

4. Die Leitung der Vereinigung besteht aus einem Kongreß,
der jährlich am ersten Sonnabend im Februar oder auf Einberufung
durch den Rat zusammentritt, und aus einem Rat, der die Exe¬
kutive darstellt und jährlich am zweiten Sonnabend im Mai, August
und November zusammentritt: in dringenden Fällen ist die Be¬

richtigung der Daten der Kongreß» und Ratstagungen den Be¬

amten der Vereinigung überlassen. Der Kongreh allein hat das

Recht, eine Satzungsänderung vorzunehmen. Er gibt allgemeine
Richtlinien für die Politik der Vereinigung.

5. Die angeschlossenen Organisationen sind auf dem Kongreß
im Verhältnis ihrer Mitgliederzahl vertreten, und zwar nach folgen¬
dem Schlüssel:

Mitgliederzahl Delegierte
unter 2000 1

2 00« bis weniger als S 00« ... 2

S 00« bis weniger als 10 «0« ... 3

1« 000 bis weniger als 2S 00« . . . 4

2S000 und darüber S

5 Delegierte stellen die Höchstzahl für jede Organisation dar. Ein

Distriktskartell ist berechtigt, einen Delegierten mit beratender

Stu ime zu entsenden.
g. Der Rat wird auf dem Jahreskongreß gewühlt. Er be»

steht aus nicht mehr als zwei Vertretern jeder Organisation außer
dem Präsidenten, dem Vizepräsidenten und dem Schatzmeister (siehe
unter 8). Der Rat wählt in der ersten Sitzung seinen Vorsitzenden
aus seinen Mitgliedern.

Der Rat hat das Recht, ständige und andere Ausschüsse ein¬

zusetzen und jede Aktion im Rahmen der Satzungen zu unter¬

nehmen, entsprechend den Richtlinien, die der Kongreh aufge¬
stellt hat.

Die Ausschüsse des Rats haben so viel Macht, wie ihnen vom

Rat delegiert wird. Sie berichten über ihre Maßnahmen an dcn

Rat.
Die Befugnisse der Distriktskartelle, die vom Rat anerkannt

sind, bestimmen sich nach den Anweisungen des Rats und des Kon¬

gresses.
Die Distriktkartelle haben das Recht, Lokalverbände und Teile

von Verbänden, die nicht an die Vereinigung angeschlossen sind, zum
Anschluß zuzulassen. Solche Zulassungen können indessen nur mit

Genehmigung des Rats geschehen.
7. Jeder der angeschlossenen Einzelverbände zahlt an die

National-Federation einen jährlichen Minimalbeitrag von 5 Pfund
Sterling (102 M.) für je 500 Mitglicder oder Teile davon bis zn
L000 Mitgliedern, von da an für weitere je 1000 Mitglieder oder

Teile davon S Pfund Sterling. Angeschlossene Vereiniguugen von

Verbänden zahlen 1 Pfund Sterling für je 1000 Mitglieder oder

Teile davon, mindestens aber 10 Pfund Sterling, Besondere Bei¬

träge darüber hinaus können nur auf Anweisung des Kongresses
umgelegt werden.

8. Der Vorstand der Vereinigung besteht aus einem Präsidenten,
einem Vizepräsidenten, einem Schatzmeister, die vom Kongreß ge¬
wählt werden und einem Sekretär. Die ersten drei sind ehrenamt¬
lich tätig und von Amts wegen Mitglieder des Rats. Der Sekretär ist
dagegen ein vollbezahlter Beamter, der vom Rat angestellt wird nnd

unter dessen Kontrolle steht und dessen Gehalt v»m Rat festgelegt
wird.

Der Rat hat das Recht, die erforderlichen Hilfskräfte ein»
zustellen.

9. Soweit der Kongreß nichts anderes bestimmt, befindet sich
das Bureau der Bereinigung in London. (Adresse: 0S Belqrave
Road. Viktoria, London SW 1.)

Man kann die glänzende Leistung, die die National-Federation
in England vollbracht hat, erst richtig würdigen, wenn mnn sich dis
Lage der englischen Angestellten vor Augen führt, die in wesentlichen
Punkten von dem in Dcutschland Gewohnten und Bekannten
abweicht.

Der unendliche Reichtum des englischen Imperiums i» ber
Vorkriegszeit hatte wesentliche Folgen für die englische Arbeit-
nehmerschast gehabt. Von den Schätzen, die in die Taschen englischer
Kapitalisten slossen, erhielten auch die englischen Arbeiter und An¬

gestellten ihren Teil, einen kleinen nur, aber er genügte, um jene
konservative Ideologie zu stützen, die uns vor.dein Kriege dos Ver¬

ständnis der englischen Gemerkschastsbewegung häusig' erschwerte.
Nach dem Kriege ist das englische Imperium in eine schwere Krise
geraten, für die englischen Kapitalisten sind die Möglichkeiten ge¬
schwunden, mit leichten finanziellen Opfern aus die Haltung der
Arbeiter einzuwirken. Die Widersprüche der kapitalistischen Wirt¬

schaftsordnung manifestieren sich i» krassester Form im England von

heute, und die englischen Arbeiter haben sehr schnell aus die neuen

wirtschaftlichen Tatsachen ideologisch reagiert.

Sehr viel komplizierter ist die Situation bei den Angestellten.
Die englischen Arbeitgeber betrachteten es — und betrachten es —

als eine ihrer wichtigsten Aufgaben, die Angestellten über ihre tat¬

sächliche Arbeitnehmerstellung hinwegzutäuschen und in ihnen eiue

„mittelständlerische" Ideologie großzuzüchtsn. In der Beziehn»«
unterscheiden sie sich also in nichts von ihren Gesinnungssieundei,
in Deutschland. Nur standen ihnen vor dem Kriege ganz andere

materielle Mittel zur Beifügung als den deutschen Arbeitgebern.
Sie hatten wirklich die Möglichkeit, ihren Angestellten ein Lebens¬

niveau zu gewähren, das an dns des selbständigen Mittelstandes
heranreichte. Die Folge war eine völlige Trennung des Angestellten
vom Arbeiter, die politische Bindung des Angestellten an seinen
Arbeitgeber und natürlich eine Ablehnung jeder gemcrkschaftlichcn
Betätigung, die „frei" in nnscrem Sinne, ja auch nur frei vom

materiellen Einfluß des Arbeitgebers war. Es ist nun sehr eigen¬
artig zu beobachten, wie trotz des Schwindens der materiellen

Grundlagen für dies Verhältnis vom Arbeitgeber zuin Arbeit¬

nehmer, das auf der Arbeiterseite so tiefgehende Wirkungen aus¬

löste, die Einstellung der englischen Unternehmer zu den Angestellten
noch stark von den Gewohnheiten der Vorkriegszeit beeinflußt ist.
Der Traditionalismus See Engländers zeigt sich offenbar auch hier.
Das gilt insbesondere von den höheren Angestellten, z. B, dcn

Werkmeistern. Trotz der katastrophalen Arbeitslosigkeit, die nuf
England lastet und die fast 155 Millionen Arbeiter ihrer Arbeit
beraubt hat. mird der Werkmeister bis an die Grenze des Möglichen
gehalten. Der der ^stional 5cgsrati«n angeschlossene englische
Werkmeister-Berbnnd hat niemals eine größere Arbeitslosigkeit als

1 Proz. seiner Mitglieder gehrbt. Jurzeit unterstützt er sage »nd

schreibe 7 (sieben) arbeitslose Verbandskollegen! Dazu kommt, dnß
für einzelne Angestelltengruppen der Arbeitsmarkt recht gut ist,
z. V. für die Bankangestellten. Alles zu ollem ist die Arbeitslosig¬
keit unter den Angestellten sehr gering, besonders im Vergleich zu

der furchtbaren Läge der Arbeiterschaft. Der englische Angestellte
hat nicht das aufwühlende Erlebnis seiner Klassenlage gelinbt.
Er ist nicht durch die Hölle der Arbeitslosigkeit gegangen, er hat
nicht die Brutalität des Arbc?tgebertums gesehen, das, gestützt auf
dis Heere der Arbeitslosen, die Gehälter unter das zum Lebe» not¬

wendige drückte, man hat alles getan, um ihn auch weiter über

seine Klassenlage hinwegzutäuschen: trotz allem marschiert er heute
in einer Front mit seinen Klassengcnossen, den Arbeitern. Das

ist die große Leistung der National 1^ e 6 « r a t i c, »:

in unermüdlicher Propaganda nuf die Realitäten des An»

gestelltendcssins hingswiesen zu habrn, den Schleier, der über dsn

Dingen lag, zerrissen unk den englischen Angestellten gezeigt zu

haben, daß ihr Schicksal untrennbar mit dcni dcr Arbeiter ver¬

knüpft ist. Daß die engliscben Angestellten heute schon in so grostem
Maße die Richtigkeit dicser Aroumcntntion erkannt haben, trotz
aller Täuschungsmöglichkeiten, die sich noch bieten, wenn man die

Dinge an der Oberfläche betrachtet, ist zugleich ein ehrenvolles

Zeugnis für ihre Einsichtigkeit.
Die englischen Unternehmer haben sehr schnell die Gefahr er¬

kannt, die für sie in eincr freigemerkschaftlichen Orannib'^on der

Angestellten lag: drohten doch ihre jahrzehntelangen Bemühungen,
die Angestellten nn sich zu ketteu, init cinem Schlage zunichte zu

werdcn. Sie haben
'

alles getan, um dem Vordringe» des

„National-Federation-Gednnkens" Einhalt zu gebieten. Die Ueber»

zeuguugskrast der freigswerkschnftlichen Idee ließ sich nicht auf¬
halten. Da grissen die Arbeitgeber zum radikalsten Mittel: fie
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nahmen selbst die Gründung von gelben Angestellten»

gewerkschasken in die Hand und lehnten eine Anerkennung der

nus dem Boden der il>!oti«r>si ?eckerotion «! ?rolssLic>usl Yorkers

stehenden Organisationen ab. Bis zum heutigen Tage stehen sie in

unerbittlichem Kcimvse gegen die sreigewerkschastlichen Angestellten»

verbänoe und ihre Spltzenorganisntion. Kein Arbeitgeberverband

schließt mit einem freien Angestelltenverband einen Tarifvertrag.

Nur mit de» einzelnen Arbeitgebern ist der Abschluß eines Ber»

träges möglich. Und trotz aller dieser Schwierigkeiten marschiert die

5läti«n.äl Z^eclerstioir siegreich vorwärts: die Wahrheit des Gedan»

kens, dessen Panier sie trügt, triumphiert über alle Hindernisse. Zur

Ehre der englischen Staatsverwaltung sei festgestellt, daß sie es ab»

gelehnt hat, sich mit den englischen Kapitalisten in eine Kampffront

gegen die Angestellten zu stellen. Sie hat alle sreien Verbände als

Berhandlungsgegner anerkannt, so dnß in den Staatsbetrieben

Tarifverträge mit recht guten Gshaltsbedingungen abgeschlossen

werden konnten. Die Taktik der englischen Arbeitgeber gegen die

Angestelltenverbände hat bereits das Unterhaus beschästigt. Am

18. April 1923 wurde nach ausgiebiger Debatte über die Lage der

Angestellten eine Resolution angenommen, in der ausgesprochen wird,
daß „in Anbetracht der Erfolge, die fich aus der Anerkennung der

Arbeitergervertschasten und der Anwendung von Tnrisuerträgen er»

geben haben, das Unterhaus der Ansicht ift, daß Gemeindebehörden,
Banken, Versicherungs- und Schiffsgesellschaften sowie andere

Unternehmer, die Angestellte beschöstigen, dem Beispiel dcr Regie¬
rung solgen und die Organisation der Angestellten anerkennen sollen."
Dns war ein großer moralischer Erfolg der r^tioi«! 1'egerarion.

Aber auch in England ist die Mncht der Kapitalisten stärker als der

Wunsch des Parlaments, und so ist bisher die Resolution auf dem

Papier geblieben..
Das stürmische Bordringen der I^aUonal ^ecksikrtior, ok

?ro!e5si«r>!rl XVorKers in den wenigen Jahren ihres Bestehens gibt
uns aber die Gewißheit, daß sie auch den letzten Widerstand ihrer

Gegner aus Unternehmerseite niederzwingen und in treuer Massen»

brüoerfchnst mit den IrsÄes. vnion. Kongress die Sache der eng»

tischen Angestellten zum endgültigen Siege führen wir«.

Bon M. Htrschfeld.

Wie wir in unserer Besprechung des ersten Teiles des von

den beiden Webbs über die Genossenschastsberoegung erschienenen

Buches bereits bemerkt haben, ist das letzte Kapitel unter dem Titel

„Die genossenschaftliche Gemeinwirtschaft" (The Cooperative Com¬

monwealth) von Professor August Müller übersetzt und eingeleitet,
«ls Sonderheft der Sammlung „Soziale Organisationen der Gegen»

wart" im Verlage von H. Meyer, Buchdruckerei, Halberstadt, er¬

schienen.
Dieser Teil der Schrift macht den Versuch, die Entwicklungs-

möglichkeitcn des Konsumgenossenschaftswesens zu untersuchen und

einen Bück in die Zukunft zu tun, nne es in der Borrede des Her¬

ausgebers heißt. Dieser Gedanke, von der genossenschaftlichen Seite

aus unter möglichster Ignorierung der beiden anderen auf Gemein-

roirtschnft drängenden sozialem Heerlager ein Bild von der Ent»

Wicklung der Zukunftsgesellschaft zu geben — und nichts geringeres

beabsichtigt das Werk in der Tat — ist schon im Rahmen eines

kleinen Heftchens nur iu Umrissen durchzuführen. Noch viel weniger

kann natürlich im Rahmen einer Buchbesprechung auf all' die

wichtigen angeschnittenen Fragen eingegangen werden. Dabei mird

es außerdem erforderlich sein, in der Kritik auch noch auf einige

Frage» zurückzukommen, die bereits bei Besprechung des ersten
Teils gestreift worden sind. Dic Brüder Webbs leiten dieses Kapitel

ihres Wertes folgendermaßen ein: «Die Konsumgenossenschaft?»

bewegung in Großbritannien ist in dem ersten halben Jahrhundert

ihrer Entwicklung scit der Eröffnung des Lodens der redlichen

Pioniere in dcr Krötengasse in Rochdale durch die Zeitungen igno¬

riert und durch das Parlament als halbverdächtig behandelt worden:

sie wurde kaum erwähnt von den Professoren der National

Lkonomie. sie blieb unerörtert in den zeitgenössischen Memoiren

und Tagebüchern der Spitzen der Gesellschaft, und man findet noch

nicht einmal eme Anspielung auf sie in.den Biographien solcher

Persönlichkeiten von großer politischer Bedeutung, wie Cobden und

Bright, Glndstone uud Disrneli oder in den Reden von Salisbury
und Chamberlnin. In weiteren hundert Jahren, so wage ich vor¬

auszusagen, werden die Schulbücher und manche gelehrte Abhand¬

lung den Konsumgenossenschaften, ihrer Verfassung und ihren Ver¬

zweigungen mchr Raum widmen, als dem Aufstieg und Verfall
von politischen Pnrteicn oder den peinlichen Eigenschaften erfolg¬

reicher Ministerpräsidenten." Dies Wort erinnert an das bekannte

Wort von Johann Lnkoby, der, obwohl bürgerlicher Demokrat,

Ende der sechziger Jahre des vorigen Jahrhundert der Gründung
des kleinsten Arbeitervereins eine größere Bedeutung bcimaß als

dcr Schlacht bei Königgrntz.
Die Webbs führen dann aus: Die Proklamierung der freien

Konkurrenz zwischen den Unternehmern, wie sie Abnm Smith

lehrte, und die, wie man fich etwas nniv einredete, wie durch eine

unsichtbare Hnnd geleitet, der Welt von Konsumenten schließlich den

besten Dienst leisten sollte, bildet die Grundlage der heute noch

bestehenden prioatmirtschnftlichen Gesellschaft. Mit dieser un¬

beschränkten Wirtschaftsfreiheit wnr ein stetes Anwachsen der Macht
der Kc-pitnlisten unvermeidbar, die Lohn- und Gehaltsempfänger
und Konsumenten gleichmäßig bedrückte. Die Bersasser haben

natürlich nicht die Ausgabe, in diesem Rahmen auf die Versuche^ diesen

Vorgang mit Hilfe der sozialen Gesetzgebung einzuschränken, näher

einzugehen. Ihnen gcht es nm die Gegenwehr, die die von Staats¬

hilfe freie Konsumgenofsenschnstsbemegung diesem Streben ent¬

gegengesetzt. Ganz bemußt proklamieren sie für die Konsumvereine
das Streben nach einer mehr oder weniger vollendeten Ge¬

mein w i r t s ch n f t. Insbesondere im Kriege von l914 bis 1918

und, wic sie schreiben, im kaum weniger verderblichen

Frieden von 1919 bis 192« erblicken sie den Kulminations»

punkt und zugleich den Niederbruch eines Jnduftrlesystems, begrün»
det auf der Parole. Jeder ist seines Glückes Schmied. Die Lehre
von Smith sei auch dadurch überholt, daß die Freiheit des Wett»

bewerbs auch die Freiheit des Zusammenschlusses (Kartei»

lierung) in sich schloß. Dadurch, daß die Kapitalisten von dieser
letzteren Freiheit - einen weitaus nachhaltigeren Gebrauch machten,
als von der eigentlich freien Konkurrenz, verhinderten sie die

angeblich von Adam Smith prophezeiten, für die Konsumenten
wohltätigen Wirkungen. Ganz anders liegen die Dinge in allen

„Berbraucherdemokratien", unter welchem Namen die Verfasser die

Konsumgenossenschaftsbewegung und die Zwangsmitgliedschaft,
wie etwa bei städtischen Unternehmungen zusamnienfafsen.
Entschieden bestritten wird, daß etwa die Genossenschaftler
der Entwicklung der Technik und damit der Produktivität
in Großbetrieben organisierter Arbeit eine geringere Bedeutung
beimessen, als die übrigen ökonomischen Forscher. Sie find nur

anderer Meinung über die Notwendigkeit und.den mora¬

lischen Chrakter des Appells an die Selbstsucht und die

Motive privaten Geminnstrebens bei der Leitung unö Durchführung
genossenschaftlicher Aufgaben, den fie leugnen. Soweit hierin

eine Ablehnung des angeblich antimoralisclien Marxismus liegen
soll, besteht ein sehr verbreitetes Mißverständnis. Der Marxismus
lehnt die moralischen Ideen als F o r s chu n g s m it t e l für die

geschichtliche Entwicklung ab, leugnet aber nicht, daß fie nls Antrieb

für den einzelnen eine bedeutende Rolle spielen müssen. Es liegt
also für den Marxismus kein Grund vor, gegen den moralische«

Grundgedanken der genossenschaftlichen Gemeinwirtfchnft, wie ihn
die Webbs hier darstellen, Bedenken zu äußern. Die Bersasser
haben vielmehr vollkommen recht, wenn sie sagen, daß die Genossen»

schaftler es als unnötig und vermeidbar ansehen, die Produktion-?'
Mittel, ob es sich nun um Grund und Boden, oder Fabriken und

Maschinen handelt, dem Eigentum und der Kontrolle individueller

Kapitalisten oder Kapitalistengruppen zu überlassen. Auf die Kar»

tellierung kapitalistischer Industrieller wird noch einmal vermiesen.

Diese schließe es aus, daß, wie Adam Smith es sich vorstellte, sich
ein auf den Durchschnittskosten der P r o d u k t i o n a u f»
gebautes Preisniveau durchsetze, Konflikte zwischen
den Gegensätzen der Interessen von Konsumenten und Produzenten
würden naturgemäß verschwinden, wenn die Produktionsmittel sich
im Besitz von Verbrauchergenossenschaften befinden und wenn sie

angewandt merden, Produkte sür den Selbstverbrauch und nicht

fllr dsn Austausch herzustellen. Ganz richtig wird ausgeführt, daß
der Anteil am Nationalvermögen, den ^die Berbrnucher bei Eintritt

in die Konsumvereine zusammensparen und den Kapitalisten ent¬

ziehen, seinen Ausdruck keineswegs vollkommen in der Rückgewähr
an die Mitglieder findet. Der ganze unverdiente Wertzuwachs
aus Grundstücken und Gebäuden, der der Zunahme der Bevölkerung
und der Entwicklung von Handel und Industrie entspringt, fließt
indirekt den Genossenschnsten als Besitzern dieser Grundstücke zu,

ohne daß sie ihn in ihren Geschäftsabschlüssen zum Ausdruck bringen.
Er hnt die Natur von stillen Reserven für ihre Bewegung. „Welch
eine Aenderung", rufen die Verfasser aus, „in der wirtschaftlichen
Lage der Bereinigten Staaten Konadas oder Australiens märe

erzielt worden, wenn die Bewohner dieser Länder vor 'einem halben
Jahrhundert nur in diesem einen Punkte des unverdienten Wert¬

zuwachses die Methoden der britischen Genossenschaften angewandt
hatten."

Aber mit diesem Schutz der Verbraucher vor unnötigen Tributen

ist die Bedeutung der Eenossenschaftsbewegung nicht erschöpft. Ist
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einmal, so führen die Verfasser richtig aus, die Leitung der Industrie

dcn Profitmachern überantwortet, so steht fie unter dem Einfluß

der stärksten Motive des Gewinnstredens! im gegenseitigen

Konkurrenzkampf suche,, sie die Ueberschüsse in den Produktions¬

zweigen in Zeiten, welche die Aussicht auf größere Gewinne bieten,

zu vermehren ohne Rücksicht darauf, was ihre Rivalen beabsichtigen

mögen! in den Zeiten der Depression odcr der Krisen aber find sie

iu gleicher Wcisc rücksichtslos bemüht, die Produktion einzuschrän¬

ken, wobei sie selbst vor einem zeitweisen Schließen ihrcr Unter¬

nehmungen nicht zurückschrecken, wcnn die Ungunst dcr geschäftlichen

Lage ihnen diese rätlich erscheinen läßt. Der genossenschaftliche

Standpunkt koinmt nlso hier zu denselben Schlüssen über die Wir¬

kungen der anarchischen Produktion, wie der so viel verlästerte

Marxismus. Der von den Verbrnnchergenossenschnsten abhängigen

Industrie wird nachgerühmt, daß sie regelmäßiger beschästigt
wird und weniger Verluste erleidet, als die Industrie, die

von sich ans Konkurrcnzgründen gegenseitig bekömpsendsn Kapi¬

talisten beherrscht mird. Eins reiche Erfahrung hnbe stets dies

Resultat ergeben. Demgegenüber hättcn die Pioniere uud leitcndcn

Organe der Genossenschaften sich stets grundsätzlich von ciner

sozialen wie gleichzeitig von eincr wirtschaftlichen Theorie
leiten lnssen. Sie wenden sich gleichzeitig gegen die Tribute an dns

kapitalistische System, Zins, Prosit und Grundrente, und gegen

die Versnzwsndung und Grausamkeit, welche notwendigerweise mit

dem Wechsel zwischen den Perioden der Krisis und denen der

Prosperität verbunden sind. Wir möchten noch hinzufügen, dnß

auch in wirtschaftlich norinnlen Zeiten die auf Profit ge¬

richtete Grmrdeinstelluug des Privntknpitnlisten, wie auch schon
bei Besprechung des ersten Teiles des Buches gesngt, zu ciner rück-

sichtsiojen Vermehrung der falschen Unkosten dicser Unternehmungen

führt, da ja eine prozentuale Verteuerung der einzelnen Ware

für den Konsumenten es nicht verhindert, daß der Gesnmt-

prosit trotz vielleicht verminderter Abnahme des relativen

Gewinnes wesentlich steigt.
Einen breiten Raum widmet die Schrift den Beziehungen

zwischen den Konsulnvereinen und den Vereinigungen von Konsu¬
menten mit erzwungener Mitgliedschaft, d, h. den genossenschaft¬

lichen Gsmeindebetriebcn. Mit Recht heben die Verfasser

hervor, daß es eine ganze Reihe von VerwnltungszWeigen

gäbe, für die die städtische Bureaukratie die geeignete Grund¬

lage sei gegenüber den Konsumverein?!,. Der Zusammen¬
hang der Erziehungsfrage z. B, mit dem Cesundheitsrocssn,
der Wasserversorgung mit der Kanalisation, dcs Wohnungswesens
mit Verlehrseinrichtungen und Parkanlagen, der Straßen mit deu

Bebauungspläne,, wiirde alle dicse Vcrwnlrungszwsige, wenn sie

einzeln betrieben würden, zu eiuer schwerfälligen, wenn nicht un¬

möglichen Form der kommunalen Demokratie machen. Bsi jedem
von diesen sind auch noch andere Interessen zu berücksichtigen als

diejenigen einer Gruppe von ortsansässigen Verbrauchern dieser

bestimmten Produkts. Hier liege» »nch Annahme der Bersasser die

Grenzen der freiwilligen Genossenschaft, Und hicr tritt die kom¬

munale Selbstverwaltung der Gsmsindcn naturgemäß nn die Stelle

der freiwilligen Geno^enschnftsu. Die Verfasser erörtern trotzdem
die Frngs, ob mau sich nicht vorstellen könne, daß durch Gewinnung
omiähsrnd der gesamten Bevölkerung für dis Genossenschaften diese
in dieselbe günstige Lage wie die koimnuiinlcn Betriebe gelange»
tonnten, komme» aber zu einem ncgntiven Resultat, well es dcu

Genossenschaften unmöglich sei, in ihrer Mitgliedschaft verschiedene
Bevölkerungsschichten zu verschmelzen. Dagegen Halts» die Ver¬

fasser die Genossenschaften durchaus für fahch,, Exporthandel zu

treiben, indem ste aus anderen Ländern durch die Grofzcinknufs-
gesettschnstsn Waren einführen, nlso nicht auf ihrc Hsimauändsr

mehr beschränkt sind. Nur ein kurzer Blick wird dagegen dcn

übrigen Formen dsr Genossenschaft, wie Baukrcditgsnosssnschoftsn
und ähnlichen Einrichtungen gewidmet. Dos Ausgehen vom Kon¬

sum organisierter Miigliedschoftsn liegt dcm idealen Zu¬
kunftsbilds der Produktion dcr Gesellschaft für den

Verbrauch der Gesellschaft näher als dis bursnukrntische
Regelung, ausgehend von der Produktion allein, weil, wie das ja
des öfteren betont ist^ hier der Markt für die produzierten Waren

bereits vorher geschaffen ist.
Nach einem Blick nuf die zu verftnntlicheuden Industrie», ciuc

Notwendigkeit, welche die Webbs durchaus nicht leugnen »nd sogar
im einzelnen sehr ausführlich begründen, kommen sie trotzdem zu

dem prinzipiellen Bedenken, daß die veraltete Struktur der politischen
Stantsmaschinerie den Staat hindere, in exklusiver oder auch nur

vorwiegender Weise Vertreter der Verbrnucherdemokrntie zu sein.

Ebenso skeptisch ist die Haltung gegenüber den Arbeitsrproduktiv-
genossenschnften, gegenüber dem Syndikalismus, wie er in den Werken

etwa von E. Pateud und E. Pouget zum Ausdruck kommt. Eine

längere Betrachtung mird dem in Engtand großes AufZehen erregen¬

den sogenannten Mldenfozialismus gewidmet. Mit Recht wird her¬
vorgehoben, daß auf Grund dieses Gildensozialismus, auf deu wir

hier nicht näher eingehen können, konfequeirterweise die Gewerk¬

schaft der Konsiimgenossenschnstsaugestcttten als zuständige Gilde

in den Bcsitz dcs Gcnussenschnftssigentiuns gesetzt werde» »nd da«

Geuossenschnftseigentllm unter Kontrolle der Gesamtheit verwalten

müßte. Diesen Standpunkt haben selbst dis Begründer der gilben»
sozialistische,, Theorie nicht zu vertrete» gewogt, sind nber »nch
Ansicht »nsersr Verfasser nuch mit ihrcn' Konipromißuorschlngcn
nicht zum Kern des Problems dcr gsmcinwirtschaftiichen Produktion,
vorgedrungen.

Nnch dieser Kritik der verschiedensten gcniciiiwirtschnftlich^N
Systeme kommen die Verfasser schließlich zu ihrcr Lösung de»

Problems, gswisscrmoßcn, wenn mau dos Wort i» scins», ursprüng»

lichcn Sinns behandelt, zu ihrer Utopie. Wichtig ist dcr ein»

leitende Satz des eutsprccheudsu Kapitels: Wie mit aller Deutlichkeit
in dicssm Buche gezeigt worden ist, treten wir mit nlle», Nachdruck,

obgleich wir- die grosze Bedeutung unabhängiger und nutouomcr

Vereinigungen vo» Produzentsn, die sie iu dcr geuosscuschnstlichen
Gemciimiirtschast besitzen, anerksiinsn, sür die Suprematie (Ober»

Herrschaft) dsr Gcmciiijchnst, organisiert als Konsumenten und

Staatsbürger, übcr dns Eigentum, dis Direktion und Aus¬

führung der Industrien und Dienste, vo» denen dos nationale

Lebe» abhängt, ein. Und wir tun dicscs nicht nur deshalb wsii die

Erfahrung lehrt, daß eiozig durch dic Uebertragung dcs Eigsulums
on den Produktionsmitteln, dcr Entscheidung übcr dns, was

produziert rocrdcn soll, und der Überweisung dcr leitende» und

nusführendsn Funktionen an Dciuokrntic» von Verbrauchen, uud

Stnntsbürgcrn die Interessen dcr Gcmeinschcist wirksam ge¬

sichert werden könne,!, souderu auch, weil dicse Form sozialer
Organisation uns nicht nur mit dcn wirtschaftliche, Erfordernisse»
der Gegenwart, sondern auch mit grundicgcuds» Erfordernisse» dcr

genossenschaftliche» Gemeiuwirtschcis! in, Einklang zn stchcn scheint."

Faßt man Kieses Programm mit der schon erwähnten Anerkennung

dcr Gewerkschaften als Produzcntsnorg^nisatioi, zusammen, so er¬

kennt man, dczß auch dic Gemsinwirtschaft dcr Z u t u n s t fich nach

Ansicht der Webbs auf den drei großen Sciulsn dsr staatliche» Or¬

ganisation sämtlicher Staatsbürger, dcr Verbrnlicherargaiiis.itiou, der

Konsuingcnossenschrftsn, die natiirlich schon vorder längst tn ganz

großzügigein Maßstabe zur Eigenproduktion übcrgsgaugcu sind,
und der Produzcnienorgaiiisation der Ecwsrtschosxcn beruhen wird.

Das ist bei allst» Vsrmside» dsr Schl.igwons dss Marxismus genau

genommen ein durchaus mari'iitischcs Bekenn!»!-, Es ist nicht

wahr, daß dsr Marxismus^ dic Bedeutung dcs Staates für dis Ge-

meinwirtschaft überschätze, das Geocnleil ist dsr TvaU. In ssiner be»

tonnten Schrift .Herrn Eugen Dürings Ilmmälzuna der Wissen¬

schaft" sctzt uns der berufenste Vcrtrctcr von Karl Marr. Friedrich

Engels, schr klar nussinandcr, wie dcr Staat als 5> c r r s ch a s t s'-

orgonisntion über Menschen nach dsr Begründung der

Gsmcinwirtschnft zngunstsn eincr Organisation dcr Ver¬

waltung uon Suchen nbdanls: cr wird nicht abgeschafft, wie

dic Auarchistsn meinen, sondern cr stirbt nb. Dis Abneigung gcsieu

Doktrinarismus in dcr englische» Arbcitcrbcivcgimg, dic in dcr Tat

auch bsi dc» Lrildcrn Wcbbs schr stark ist und vo» den Vorrednern

der deutschen Ausgabe noch etwas übcrtricbsn uMsrsirichc» ruirS,

nndsrt nichts an dcr Tatsache, daß dicsc Bewegung in, großen und

ganze» dcn vo» Marx vorgcsckrisbcnsn Wcg gebt. Dos ist kein

Einwand gcgsn dsn Wcr, dss Buchs?, der für jeden Gs»of>cnschaft»
ler nnd Gewerkschaftler gar nicht Koch gcmm geschätzt werden kann,

sondern nur ein Ausruf zur Vorsicht gcgcnübcr dcr Vormuiirschaft,
die sich i» dsn Vorworts», sowohl des crstc» wic des zweiten Teil??,

strons breit mach' Wichtig ist noch eins Frogc, die August Müller

bezüglich der ländlichen Nrodttknvnenosienschgsten von Besitzern auf¬

rollt, die er nußerordeniüch hoch stellt, und aus dcrcn mangelhafte?

Berückficktigung er dsn Wcbbs eins» schrosrs» Vorwurf warbt. Ich

glaube, die Webbs hoben rccht gsta», wen» sis dcr noch völlig nn-

gcklärten Frngc nnch dcr Bedeutung dcr nuf dsr ZclbsiWiNsÄnfteii-
dsn Familie aufgebauten Bnucrnwinichciit vorläufig nusgcwichcn

sind und damit ,,», so ,n?I,r dcn AgrarnsnosisnirZiaitsn, ohne die

man fich dic Bniiermvinschnften nach Anmut Müller überhaupt

nicht mehr vorstellen knnn. Hicr spielt eine imgshcnrs Zahl von

schr wenig geklärten Eiuzclfrogcn hinein, insbesondere die immer

ivisdsrkehrendc Frogs, ob die selbstiuirtschnnsuds Bnusrniamilie

»icht doch genau geuominc» »ur durch ertensios. d. K. weit über den

iwrmole» Arbeitstag «»sgsdchnte Arbcitszcit, ihre scheinbare llsbs:

legcnheit über den Großbetrieb in der Londwirtlchnst behauptet. Ist
dies dcr Fall, und inüNsn die bci visier Arbeit vcrbrcinchtsu

Wärmeeinheiten erst durch übermäßigen Verbrauch von Nahrung er¬

setzt werde», so hat die Gsmsinwiriichaft von dicker scheinbaren

Ucbsrlcgenhcit gar nichts und die von «Gesund»«! und Kraft

strotzende" von August Müller »nd andere» ettons spät romsmtisch

geschilderte Bnuernivirtfchast bleibt ci» Blender. D,-s sind, wie «r»

sagt, Fragen, die »och keineswegs e»> schieden sind, nnf

deren Lösung man wohl ober kaum zu warte,, braucht, wsiin nm«

sinen Versuch macht, wie es dis Webbs getan dabei,, die aus dir

Gemsinwirtschnft hinzielenden geiwssonschofilichc» Kräfte in ihr«

Bedeutung abzuschätzen. Jn der Beschränkung zeigt sich esst der

Meister, und diese Meisterschaft ist fraglos hier dci dcn Wc«>s »ni«

nicht bei Slug ist Müller.
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Das apolitische' Arbeitsrecht.
Dr. Bruno Broecker.

Es ist kcin Wunder, dasz der von der Regierung vorgelegte
neueste Entwurf eines Arbeitsgerichtsgesetzes unter den verschiedenen
juristischen Berufen, Richtern, Rechtsanwälten und Unioersitäts-
Professoren, eine lebhafte Diskussion hervorgerufen hat. Ihre sach¬
liche Verbundenheit mit der Materie nnd ihre berusliche Jnter-

essiernng wird ihnen niemand bestreiken können. Allerdings licgt
in dieser doppelten Beziehung eine große Gefahr, soweit Richter und

Rechtsanwältc in Frage kommen. Beide Gruppen nämlich, die ein¬

mal als sachverständige Bertreter und Hüter des Rcchts und der

Rechtsprechung aufzutreten gewohnt sind, müssen andererseits in

Ihrer Beurteilung des Gesetzentwurfes als Partei angesprochen
werden, weil sie als B-rufsstnnd in diesem Entwurf eine gewisse
Zurücksetzung erfahren.

Der Entwurf, der die Arbeitsgerichte in der ersten Instanz aus

dem ordentlichen Gerichtswesen herausstellt und die Bescnuiig dcs

Norsitzendenpostens mit'cinem ordentlichen Richter nicht zwingend
vorschreibt, sondern zwingend nur die richterliche Qualifikation ver¬

langt, der ferner dem Richter bis zur höchsten reichsgerichtlichen
Instanz hinauf das Laienciement zur Seite stcllt, kann schon aus

diesen, Gründe t>en ungeteilten Beifall des richterlichen Bernfsslcmdes
nicht beanspruchen.

Stärker noch trifft er die Rechtsanmälte, die er von ihrer Be-

russnusgabe der Prozchverlretung in der ersten Instanz ganz aus¬

schließt und deren sonstiges Bertretungsmonopol in der zweiten In¬

stanz er durch Zulassung der Gewerkschaftsvertreter durchbricht. Daß
diese Schmülerung des beruflichen Aufgabengebietes der genannten
beiden Gruppen ihre rechtssachverstöndige Stellungnahme zum Ent¬

wurf Mit beeinflußt, kann man bestreiken, aber psychologisch nicht
verneine».

So ift es wohl nuch zu verstchcn, wenn beispielsweise die

Tagung des Berliner Anmaltsverein? und des Deutschen Anwalts»
Vereins am 30. Oktober 1925 in Berlin, die sich mit dem Ausschluß
dcr Rechtsanwältc von dcn Arbeitsgerichten befaßte, nach anfänglich
verhälliiismäßig sachlichen Darlegungen in eine Debatte geriet, die

wahrhaftig nicht mchr dic Ruhe sachlicher Ueberzeugung wider»

spiegelte. Der absolute Mangel an jeden, Verständnis für die Aus¬

führungen Nprpets vom ADGB,. der an dieser Stelle die Massen der

Arbeitnehmcrjchnst vertrat, um deren Vertrauen sich die Rechts-
«nwnlte ja bewerben, dcr Beifall bci Ausführungen wie denen des
Vertreters der Bauernverbände, Dr. Knyser, die weder mit dem

Recht, »och mit Sachlichkeit etwas zu tu» hatte», beweise» dies zur
Genüge.

Es war wohl auch kein Zeichen von Verständigungswillen oder

sonderlicher Lebenskenntnis, wcnn dcr Vertreter des Deutschen
Anwaltsvereins, Justizrnt Drucker, derselben Arbeiterschaft, zu deren

rechtlicher Interessenvertretung die Anwälte sich empfahlen, unter¬

stellte, daß sie „das Recht aus den Arbeitsgerichten Hinausmeisen"
wolle. Was aber hicr naher uutcrsucht werden soll, ist die Berechti¬
gung ciner These Nürpels, die besonders zu diesem Angriff seitens
des Deutschen Aumnltsoereins Anlaß gegeben hat und die in

Nvrpels Äussntz „Richter, Rechtsanwälte und Arbeitsgerichte" („Ge-
werlschnftszeitung" Nr. 41/192S) enthalten ist. Dcr auch m der

.Presse mehrfach angezogene Sntz lautet: „Die abfällige Bemerkung
vieler Rechtsanmälte und Richter, das Recht dürfe, nicht politisch sein,
ist im Arbeitsrecht eine sinnlose Redensart. Wenn es nicht politisch
ist, dann ist es gar nicht."

Aus dieser Behauptung hat man in juristischen und Arbeilgsber-
zeitschriften herauslesen mollen, daß die Gewerkschaften die Recht¬
sprechung politisieren wollten. Zum weitere» Beweis dieser An¬

nahme wurden noch folgende Ausführungen Nörpels herangezogen:
„Man kann unternehmerfozial und arbeitnehmersozial sein, „über¬
irdisch obieltiv sozial" kau,, man jedenfalls nicht sein, man kann es

sich allenfalls einbilden." Da selbst Blätter von der Bedeutung der

„Deutschen Juristen-Zeitung" (Heft 22/192S) die Polemik gegen die

Gewerkschaften in diesem Sinne aufgenommen haben, sei zur sach¬
lichen Richtigstellung zuuächst folgendes bemerkt:

Nörpel spricht in seinem Aufsntz hauptsächlich von der Tätigkeit
dcr Richter uud Rechtsanmälte. Die Aufgabe der

ersteren umgrenzt er solgeuderiunßen: „Der Richter hat nur die

Ausgabe, das gesetzte Recht zur Durchführung zu bringen oder, ivo

das sreie Ermessen noch einen gewissen Spielraum läßt, die der Ent¬

wicklung entsprechenden, nicht als sub>ektio empfundenen Ent»

icheidungcn zu treffen. Hierzu muß der Richter Denken und Fühlen
der Unternehmer und Arbeiter sowie ihre Vereinigungen kennen."
Ee ist unerfindlich, wie ous dieser Darstellung der Wunsch nach einer

Politisierung der Rechtssvrechung herausgelesen werden kann.

Nörpel spricht später von den Prozehvertretern lm

arbeitsrechtlirlzen Versahren und behauptet, m. E. mit Recht, daß
hier aus Arbeitgeber» und,Arbeitiiehmerseite grundsätzlich

verschiedene Weltanschauungen (besser wäre wohl
„Lebensanschanungen") zu vertreten seien, die ein Rcchts¬
anwalt nicht beide in seiner Brust vereinigen könne. Und t N
diesem Zusammenhang wird auch von der unmöglichen
„überirdisch-objeltiv-sozialen" Einstellung gesprochen.

Was aber nun den Kernpunkt über das „politische" Arbeits-

r.echr betrifft, so interpretiert Nörpel schon im ersten Teile seines
Aussatzes diese Bezeichnung selbst, indem er erklärt: „Nicht das Recht
schafft das Leben, sondern'das Leben schasst das Recht. Die Arbeits¬

streitigkeiten entstehen aus dem Gegensatz zwischen Wirtschaft und

Arbeitskraft. Die materiellen Gesetze schassen hier den Ausgleich,
wie er sich aus der Macht der Klassen im Staate ergibt. Das so
Erreichte mird vo» der Klasse, die es belastet, nach wie vor bestriUcn.
die Begründung ist immer weltanschaulich."

Es wäre wünschenswert gewesen, wenn Herr Rechtsanwalt Dr.

Hachenburg in der „Deutschen Juristen-Zeitung" auch diesen Satz
zitiert und besprochen hätte. Auch von Herrn Justizrat Ar. Heil-
sron Hatte mnn in seinem Artikel im „Arbeitgeber , (Nr. 23/1Ü2S)
diese Objektivität erwarten können.

Klar und deutlich sei es hier noch cinmal auegesprochen: Die

Gewerkschaften sehen dus Recht und ganz besonders das Arbeits¬

recht, das die sozialen Berhältnisse regelt, als Ausdruck gesellschast»
licher und politischer Kräfteverteilung an. Da sie diese Kröftcoer»
teilung zu beeinflussen und umzugestalten sich zum Ziel gesetzt haben,
ift ihnen das Recht politisches Kampfobjekt. Das Arbeitsrecht
in seiner heutigen Gestalt ist in hohem Maße eine Nor»

mierung dessen, was d i e G c m e r k s ch a ft e n moralisch und

vraktisch durchgesetzt haben, sie erst schujen Die tatsächliche
und psychologische Borauesctzung für das kollektive Sozinlrecht, wie
wir es heute kennen. Die Artikel der Reichsverfassung über

Koalitionsfretheil und Anerkennung der wirtschaftlichen Verein!»

gungen von Arbeitgebern nnd Arbeitnehmern, die Verordnung über

Tarifverträge, das Schlichtungswesen, das Betriebsrätegesctz, dies
alles ist zum grohen Teil Geist vom Geiste dcr gewerkschaftlich organi¬
sierten Arbeitnehmer, der sich diese Formen geschnsfen hat.

Wenn daher heute der Chor der Juristen mit Menetekelstimme
den absoluten Geist des Rechts beschwört, so verblaßt dieser doch
ztim Schemen vor dem lebendigen Recht, das die Arbeit»

nehmerschnst sich erkämpfte und das in den Herzen aller Arbeit¬
nehmer lebt. Hier aber erwacht dns Mißtrauen und die Befürch»
tung der Arbeitnehmerschaft, daß die Juristen, fremd den, sozialen
Kampfe und Erleben des Arbeiters, dies lebendige Recht so lange in
aus ganz nnderen Lebensgebieten und Sphären übernommene
Formen kneten könnten, bis es nnr noch ein Zerrbild dessen wäre,
was es scin sollte und sein muh. Können die Gewerkschaften, denen

auf dem Berliner Anwnltstcig die Legitimation znr Vertretung der

Arbeitnehmerschaft abgestritten wurde, weil sie nicht genügend Mit»

glieder mehr besäßen, zu denen Vertrauen haben, die in dieser
Weise eine feierlich in der Reichsverfassung gewährleistete. Ane»

kennung mißachten?
Cs mögen diese Ausführungen gcnügen. Das Arbeitsrecht ist

politisch (was nicht gleichbedeutend zu sein braucht mit parteipolitisch),
es muß politisch sein. Soweit im arbeitsrechtlichen Prozeh freies
Erme,jen noch in Frage kommt und aus den Gesetzesnormen die

Entscheidung nicht zmangsmößig folgert, prallen bei der Be°

weisführung der Parteien soziale und politische
Gegensätze aufeinander. Die Rechtsprechung
braucht deshalb nicht politisch zu sein und sie soll es

nicht fein. Der Richter am Arbeitsgericht hat die ungeheuer schmie»'
rige Aufgabe, die mittlere Linie zu finden zwischen den zwci Welten,
die ihm durch seine Besitzer besonders nahe gerückt sind. Ein hohes
Maß von Verantwortungsbewußtsein und Kenntnis sozialer Zu»
sommenhänge ist für ihn wesentliche Boraussetzung.

Jum Schluß sei noch eins erwähnt: Auf der Anwaltstagung.
murde eiue Erklärung der arbeitsrechtlichen Hochschullehrer Deutsch»
lands angekündigt, die sich für die Zulassung der Rechtsanwälte zu
den Aibeitsgerichten erster Instanz aussvrcchen sollte.

Mit einer solchen Erklärung würde keine unbedingte Stellung»
nähme zu dem hier behandelten Problem gegeben sein. Noch liegt
aber diese Erklärung nicht vor. Wir glauben vielmehr zu missen,
daß gerade die maßgebendsten wissenschaftlichen Bertreter des Ar«

beitsrechts, besonders auch jene, die schon seit langem in dieser
Materie zu forschen und sie zu fördern gewohnt sind, sich dieser Er«

klarung nicht ««.schließen werden.

Die Gewerkschaften werden niemals ein Zusammengehen mit
der Wissenschaft ablehnen. Aber sie denken auch nicht daran, die

Geschicke ihrer Mitglieder wissenschaftlicher Dogmatik in die Hand
zu geben. ,

, , .
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Der internationale Ausschuß für Wirtschaftskrisen.
Von H. Fehlinger.

Auf der dritten Tagung der Internationalen Arbeitskonferenz
im Jahre 1921 wurde cine Entschließung angenommen, welche die

Lurchführung eincr Untersuchung über die Arbeitslosenkrise und die

Mittel zu ihrer Behebung verlangt«! zwecks Lösung der finanziellen
und wirtschaftlichen Fragen, die sich dabei ergeben würden, sollte die

Finanz» und Wirtschaftsabteilung des Völkerbundes zur Mitwirkung
aufgefordert werden. Die Entschließung wünschte ferner die Einbe°

rufung einer internationalen Konferenz, um sich mit den Maß»
nahmen internationaler Art zu befassen, die geeignet wären, der

Arbeitslosenkrise ein Ende zu bereiten.

Bon der Veranstaltung einer internationalen Konferenz, dieser
Art wurde abgesehen, da im nächsten Jahre dis internationale Wirt»

schastskonferenz in Genua tagte, d!e sich nuch mit dieser Angelegenheit
befaßte, freilich ohne Wesentliches zur Aufhellung oder Bekämpfung
der Arbeitslosennot betzutragen. Andererseits sammelte das Inter¬
nationale Arbeitsamt Material über die Arbeitslosenkrise und legte
einen darauf beruhenden Borbericht im Herbst 1922 der vierten
Internationalen Arbeitskonserenz vor. Nach eingehender Beratung
faßte die Konferenz eine neue Entschließung, welche die Aufgabe
des Internationalen Arbeitsamtes dahin erweiterte, daß seine in

Gemeinschaft mit der Finanz- und Wirtschaftsnbteilung des Völker¬
bundes vorzunehmenden Untersuchungen nicht auf die damals

herrschende Masienarbeitskoslgkeit beschränkt bleiben, sondern das

Problem der wiederkehrenden Arbeitslosenkrisen, ihrer Ursachen und

der Mittel zur Stabilisierung des Arbeitsmarktes im allgemeinen
zum Gegenstande haben sollen.

Die dritte Völkerbundsversammlung stimmte der von der

Internationalen Arbeitskonferenz gewünschten Mitwirkung an den

Erhebungen'über Arbeitslosigkeit und Wirtschaftskrisen zu. Der

Wirtschaftsausschuß des Völkerbundes setzte noch 1922 einen Unter¬

ausschuß ein, um „die Bedeutung und Dringlichkeit der auf die,
Wirtschaftskrise- und die Wiederausnahme normaler Arbeit bezüg¬
lichen Fragen" ^ zu studieren. Auf seiner ersten Tagung im Februar
1924 schlug, der. Unterausschuß ein Arbeitsprogramm vor, in welchem
unier anderen empfohlen wird, gemeinsam mit dem Internationalen
Arbeitsamt einen Ausschuß für Wirtschaftskrisen zu bilden, der dann

wie folgt zusammengesetzt wurde: Der Wirtschaftsausschuß des

Völkerbundes entsandte sieben Vertreter, nämlich Heer (Schweiz),
Brunet (Belgien), Sir Hubert Llcmcllyn Smith (Großbritannien),
Eerruys (Frankreich), Wiennwski (Polen). Pirelly (Italien), Dvo»

räcek (Tschechoslowakei). Vom Finanzausschuß des Völkerbundes
wurdcn delegiert: Dubois (Schweiz), Janssen (Belgien), Slr Otto

Niemeyer (Großbritannien). Der Bermaltungsrnt des Internatio¬
nalen Arbeitsamts bestimmte zu seinen Vertretern: Wagemnnn
(Deutschland), Lnzard (Frankreich), Sjöstrnnd (Schweden) nnd

Mahnim (Belgien).
Vorsitzender des Ausschusses ist Heer, Sekretär Smets (Völker-

dundssekretarint). Es ist zu bemerken, dnß die Mitglicder des Aus¬

schusses nicht Beamte des Völkerbundes und Internationalen Arbeits¬
amts sind, sondern unabhängige Sachverständige in Wirtschafts- und

Finanzangelegenheiten.
Der Ausschuß befaßt sich zuerst mit der Frage der Wirtschafts¬

barometer, worüber das Internationale Arbeitsamt einen umfassen¬
den Bericht vorlegte.") Auf Grund der gemonnenen Einsichten wurde
dem Völkerbundsrat empfohlen, in seiner statistischen Zeitschrift regel¬
mäßig Wlrtschystsbnrometer zn veröfsentlichen und sich zu dem Zweck
Mit den Stellen in Verbindung zu setzen, die solche bereits für
Subskribenten herausgeben. Ueberdies soll seitens des Wirtschafts¬
ausschusses des Völkerbundes und des Internationalen Arbeitsamts
der Fortschritt In der Aufstellung von Wirtschaftsbarometern plan¬
mäßig verfolgt und es sollen Vorschläge sür deren Verbesserung und

Zusammenordnung gemacht werden.

Unter Wirtschaftsbarometer versteht man Zusammenstellungen
wirtschaftsstatistischer Angabc», die geeignet sein sollen, über die

Tendenzen der Wirtschaftsentwicklung in der nächsten Zukunft Auf¬
schluß zu geben, insbesondere den Wechsel von Zelten des Auf¬
schwungs und des Niedergangs der Wirtschaftstätigkeit ermessen zu
können. Die Regelmäßigkeit und Aehnlichkeit im Auftreten und der
Dauer der Perioden guter und schlechter Konjunktur scheinen anzu¬

deuten, daß sie aus bestimmte Ursachen zurückzuführen sind. Die

vorherrschende Auffassung geht dahin, daß namentlich der Einfluß
finanzieller Faktoren eine große Wolle spielt. Das Anwachsen des

Welthandels hat dazu geführt, daß gute und schlechte Wirtschaftslagen
in einzelnen Ländern eine erhebliche Rückwirkung auf andere Länder
ausübten und die Bewegungen des Wirtschaftslebens einen Inter¬
nationalen Charakter annehmen.

Der Ausschuß für Wirtschaftskrisen beriet ferner gewisse Maß»
nahmen zur Regelung des Bankkredits als Mittel zur Verringerung
der Schwankungen der Wirtschaftslage.*) Es hnt sich gezeigt, daß
in Zeiten der Hochkonjunktur der Wirtschast die Warenpreise steigen
und der Geldbedarf zunimmt. Die Banken suchen diesem Bedarf
solange gerecht zu werden, bis das Znsnmnienschmeizen ihrer
Reserven sie zuerst zu Erhöhungen des Zinssußes und dann zu
Krediteinschränkungen zwingt. Es tritt eine Geldknappheit ein,
welche die Gesomtwirtschnft in Mitleidenschaft zieht und veranlaßt,
daß dem Aufschwung ein Niedergang folgt. Der von dcn Geld»
instituten geübte Druck veranlaßt die Unternehnier zur Zurückhaltung
im Einkauf von Rohstosfcn uud sonstigcn Betriebsmitteln, zugleich
suchen ste für ihre Waren Absatz sclbst iintcr ungünstigeren Be»
dingungen als früher zu findcn, die Preise werdcn gedrückt. Unter
solchen Umständen werden selbstverständlich Giitererzeuguug und
Absatz eingeschränkt, Arbeiter und Angestellte wcrdcn ausgestellt, die
Löhne sinken, der Verbrauch geht infolge davon zurück, so daß die
hereingebrochene Krise noch verschärft mird. Während solcher
Perioden schlechter Konjunktur ist nber auch der Gsidbdearf gering
und bci den Banken sammeln sich aufs neue Reserven an, so daß
sie im Verlauf der Zeit abermals gcncigt sind, Kredite zu günstigen
Bedingungen zu geben. Damit sind wieder dic Voraussetzungen zu
einem Aufschwung der Wirtschast gegeben. Es erhebt sich die Frage,
ob es möglich wäre, die Verhältnisse aus dem Geldmarkt planmäßig
zu gestalten, um dnmit einerseits sowohl Hochkonjunkturen wie Krisen
zu vermeiden, und übermäßige gesteigerte Nachfrage uin Arbeits¬
kräfte ebenso zu verhüten wie übermäßiges Angebot von Arbeits¬
kräften. Das scheint verwirklichbar zu sein, wenn mit dsm Bank»
kredit bei erreichter voller Beschäftigung der wirtschasttichen Unter¬
nehmungen nicht über das entsprechende Mnß hinausgegangen wird.
Die Beschränkung des Kredits hat beizeiten stattzufinden, nicht erst,
nachdem bereits Schaden gestiftet wurde. Es ist nicht daran zu
denken, auf die einzelnen Privatbanken Einfluß zu nehmen. Dcr
gewünschte Erfolg könnte aber erzielt werden, wcnn die Politik dcr
staatlichen Zentralbanken darauf eingestellt mird.

Die Angelegenheit knnn nur international versolqt werdcn, da
ftir wirtschaftliche Unternehmungen nicht nur inländischer, sondern
auch auslandischer Kredit in Frage kommt, nnd olme zwischenstaatliche
Vereinbarungen kaum ein durchgrsiseuder Einslusz nus die Stnbilität
des Geschäftsganges durch Regulierung der Kreditgewährung zu
erzielen sein Würde.

Entschließungen, wclchc die Vorarbeiten zu einer möglichen
Regelung dcs internationale» Kreditwesens und die Stnbilisicrung
der Goldreserven betreffen, nnhm der Ausschuß für Wirtschaftskrisen
auf seiner Tagung im Juni 192S an: bald darauf erhielten sie die
Zustimmung des Völkerbuudsrnics. Ueberdies soll eine Untcrsuchunq
über die Frage der Prcisftnbilisierung ausgeführt iverden. Es ist
jedoch kaum zu bezweifeln, daß die Preisschwankungen nur ein Aus»
druck der Unbeständigkeit der Wirtschnstsverhältnisie sind und daß,
ohne eine Festigung der letzteren, Versuche zur Preisstnbilisieruna,
erfolglos bleiben müssen.

*) Wirtschaftsbarometer.
der.Arbeit, Ill/S. ,

Intern a t i o n a l e Rundschau

Kampfesmethoöen öer christlichen Angestelltenverbönöe.
Wir beschäftigen uus in der AfA-Bundeszeitung allgemein nicht

mit örtlichen Vorkommnisse». Die Knmvfeswcise unserer geg¬
nerischen Verbände zwingt uus jcdoch gelegentlich, trotzdem auf
Einzelheiten einzugehen.

Die Tageszeitung „Der Deutsche" und einige Proviuznressen,
die der gleichen Richtung angehören, veröffentlichten einen Bcricht
über eine Technikerverfcmnnluug, die am «. Dezember in München
stattfand. Demselben war zu entnehmen, daß der freigewerkschaft¬
liche Butab eine starke Niederlage erlitten habe.

Dieser Bericht beruht von Anfang bis zum Ende auf Unwahr»
heit. Cr gleicht dein Referat, das vom Bertreter des deutschnatio»
nalen Technikerverdnndes, Herrn Breddcmami, gehalten wurde. Die
Niederlage hat sich nicht der Butab, wohl aber der Bcrbnnd Deutscher
Techniker und nicht minder Herr Breddemnnn geholt.

Aus eigener Kraft brachte der BDT. selbst kaum mehr als ein

Dutzend wirkliche Techniker in die Versammlung, die nach einem

vertraulichen Rundschreiben vorher mit einer internen Aussprache
der zwangsweise kommandierten „Getreuen" beginnen sollte. Aber,
o weh, man mußte auch davon absehen, meil sich ein Mangel an

") Jndustrial and Labour Information. ^Jnter»
nationales Arbeitsamt, Band IS, S. «U u. ss.)
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„Getreuen" herausstellte. Inzwischen waren der Landtagsnbgeord-

nets Linus Funke und eine Anzahl christlicher Gewerkschafter als

HUfstruppen angerückt, Herr Breddemnnn imm BDT. referierte

nicht etwa über die Wirtschaftskrise »nd die sozinlc Lage der Tech--

niker, sondcr» übcr scruliegende Dinge, in» sich dann auf den ihm

so verhakten Butab zu stürzen, Jn der Aussprache erhielt der Gau¬

leiter dss Butab, Architekt Heinrich Kaufmann, das Wort, der die

geistige» Blüten der Gegenseite erbarmungslos zerpflückte. Daß

die Hiebs saßen, merkte mn» an den wütenden Zwischenrufen völ¬

kischer „HcldenjUngliuge", Inzwischen lvnrcn von Herrn Funke die

im gleichen Hause tagenden christlichen Metnltarbcitcr mit ihrer«

Führer Bosbnch zu Hilfe geholt wnrdcn, ober auch Mitglieder des

Builib eilten von einer anderweit beendeten Ortsgruvpenvernnstnl-

tung herbei, so daß sich die Versammlung nimmshr zu einer dra¬

matisch belebte» Auecinaudcrsetzung zwischen dcr freie» und christ-

lichsn Gewsrkschnftsrichtung nuswuchs. Während der treffenden

Ausführungen Kaufmanns erlaubte sich auch der sehr nervös ge¬

wordene Hcrr Vleddeincnm die ungezogeuften Zwischenrufe und

Störuiigsversuche, Von dcn christlichen Arbeitern mit Ruhe und Ernst

angcbort, von den völkischen Radaubrüdern durch die tollsten Ari-

rempelungsn unterbrochen, konutc Kansmann dennoch ssins Ab¬

rechnung mit dem VD^,, unter dem dröhnenden Beifall der freien

Gewerkschafter becndsn. Als sich dcnn noch bei dcr Polizeistunde
ein Jüngling vom De'utschnntioncilen Handiungsgeh'l.fen-VerbanS

(DHV.) erfrechte, von sinsin „Verrat" der Arbeitnehmcnnteressen

durch die frcisn Gcwsrkscho.stcn zu fnseln, brach e.» Entrüstungs-

sturm los. Die freien Gewerkschafter verließen das Lokal, so daß
lnum inchr als ein Dutzend Leutchen um die beiden „Leuchte»"
Breodsmnnn und Kruchsn verblieben,

S:e Firma -Siemens,, ein Hort öer DeutschvöMschen.
Kurz vor Rsdnltionsschluß wird in der Presse bekannt, daß

zwsi Angestellte dcr ttirniu Siemens Vorbereitungen zu einem

Mord aus den Außsuminister Stresemann getroffen haben. Ab¬

gesehen von der bedauerlichen Tatsache, dnsz neben dsm Prozeß
Grütt>-Lcchdcr damit erneut bewiesen mird, in welchem Fahrwasser
die Dentschvölkischen stch bewegen, interessiert uns darnn der in der

Presie veiöffsutlichte Brief des Karl Kalldoilf, dcr folgenden Wort¬

laut Hot:
„Ich lebe noch. Ich habe mich durchgsrnuft. Es war eni

klein?? Kunststück, hier anzukommen, und ich habe nur hier raufzu¬
kommen, Zwci Ingenieure haben meinen Eintritt gemnnciged,
NntüNich Pnrtsisnche! .

Und mm:

Ich hnbe den Reim gemacht, nach bekannten Wüstem: „Strese¬

mann, verwese mnn," Du verstehst! Ich habe zwci Offiziere, die

mitmachen und auch dis „Finanzierung" ist nllright.
Es wäre mir sehr Iicb, wenn du ein paar Zeilen schreiben

würdest, dnß ich für die Sache gut bin.

Du kennst meine Vergangenheit, du weißt, was von mir zu

halten ist,

Natürlich: wenn du mir auch noch als Referenz dienst, so ist
dns eine sehr michlige Unterstützung meiner Berliner und Mecklen,

burger Rsfersnzcn,
, vcrwcse man." Das Schwein muh gekillt werdsn.

Ein Flugzeug ist nuch zur Verfügung.
Aus diesen Andeutungen weißt du, uni was cs gcht! >D!c

Jndustric ist auch gegen den Vcrräterhund, z. B. Kirdorf im

„Loknlonzeiger".

Die Tat geht auf mein Konto, die zwei Offiziere — deren

einer sehr erprobt ist — tun mit.

Schrift so schlecht, weil die Arbeit mich ganz infam mitnimmt.

Du hast sicher Bertrauensmcinn hier, der mich nuf's Korn

nimmt.

Heil und Sieg!
Mit treudeutschem Gruß

Dei,,
Karl Kaltdorsf."

Danach scheint die Firma Siemens, insbesondere soweit die An¬

stellung von Angestellten in Frage kommt, in beträchtlicher Znhl Böl->

tische und ehemalige Offiziere zu beschäftigen. Lieje Dinge stiio, wie

wir wissen, der Firma Siemens schon längere Zeit bekannt. Auf

der einen Seite werden die freigewerkschaftlichen Angestellten drang»

snliert, während man auf der anderen Seite — und das unter der

demokratischen Lcitung des Hcrrn von Sicmcns — den Völkischen

freies Spiel läßt. Siemens gehört zu den Betrieben, in denen

gerade unter dem knufmännifchcn Personnl die chemnlin.cn Offi¬

ziere den größten Prozentsatz ausmachen. Wir möchten im Interesse

der Firma Sicmcns sclbst raten, nnch dieser Richtung hin einmal

gründlich auszuräumen.

Zw: sjie-reeichijche Lntumrf eines AngesteUienversiche-
runZSgeseSes.

Der österreichische -Gesetzentwurf zur Neuordnung der Ange-

siclltenversichsrung regelt die Kraiilenvcrsicherung, die Stellen»

lostgkeitsversichermlg mid die Unsnll- und Pensionsversicherung.

Dieser Entwurf sicht den Beginn der Versicherungspslicht mit dem

14. Lebensjahr (bei Kranken- unö Unfallversicherung) bzu>. mit dem

17. Lebensjahr (bei Stellenlosen- und Peusionsversicherung) vor. Die

Krnickenversicherung erstreckt ihre Leistungen auch auf die Familien»

glieder des Versicherten und umfaßt cine Wöchncrinnenunterstützung.
Die Sisllenlossnvsrsicherung gsmührt eine tägliche Unterstütz»»«,, von

2 Proz. (bzw. 1?4 Proz., msun ksins Familie erhalten werden muszj

dcs Monatsgehalts mit ewsr Höchstgrenze von 4 Schilling (bzw.
3 Schilling) M'.v wird wöchentlich durch die Krankeniaiten nusbeznhlt.

UufnUrente wird gezahlt bei Hcrabmindsrung der Berufsfühigksit
um mehr nls 20 Proz. mit Verdienstausfall von mehr als 10 Proz.
Sie beträgt sür je S Proz, Bsrufsfähiglsitsmindsrung 4 Proz, dss

Gehaltsoerlustcs. Ein Anspruch auf Pension ebenso wie auf Hinter»

bliebsnenrente besteht nach fünf Veitrngsjahren. Jnonlidttätsreute

tritt bsi dauernder Borufsunfnhigkeit an Stelle dss Krantsngsldss
in Höhe von 30 Proz. des Monatsgehalts zuzüglich 1 vom Tausend
des Gchalts für jeden Beitragsmonat. Außerdem wird ein Kinder»

Zuschuß und für Schwerinvalide cin Hilfslosenzuschuh bezahlt.
Altersrente wird vom 60,, bei weiblichen Versicherten vom Sö. Lebens¬

jahre an gewährt, falls die betreffenden 10 Jnhre versichert stnd (sonst

erst S Jnhrc später). Außerdem werden Witwen- »nd Waisenrenten
von der Pensionsoersicherung ausbezahlt, »nd nuch für weibliche

Angestellte, welche S Jnhre Beitrüge geleistet haben, ein Ausstnttungs-

beitrng im Fnlle der Heirat gewährt,

Versicherunnslrngsr ist für die Versicherung der Bankangestellten
eine ncu zu gründende „Versicherungsanstalt für Kreditinstitute".

Die Beitrüge, wslche für die Krankenversicherung, die Stettenlossn»

Versicherung und die Unsnll- und Pensionsversicherung je 4 Proz., Im

ganzen also 12 Proz. dss Gehalts betragen, werden durch Umlagen

nach dsm Aufmanddeckungsverfahren je zur .Hülste von Dienstgebern
und Dienstnchmern aufgebracht. Nur für Bersicherte unter 17 Jahren

zahlt dcr Disnstgebcr dsn vollen Beitrag.

Künstliche VrsZverteuemng.
Als ich vor zwei Monaten an dieser Stelle über dis „Erfolge"

des Preicabbau.es berichtete, stsllts sich hcraus, daß trotz aller Ankün¬

digungen der Regierung die Produkte der Jndusrrie entweder unver¬

ändert geblieben odcr teurer gsmorden waren. Einzig und allein

die Erzeugnisse der Landwirtschaft waren verbilligt. Auch das war

keineswegs den Maßnahmen der Regiermig zu danken, es war viel¬

mehr siusoch die Wirkung eincr reichlichen Ernte, dic den Ertrag des

Burjnhres wcit überstieg. Die Regierung halte gerade im Gegen¬
teil — gleichzeitig mit dem Beginn ihrer nngeblichcn „Preisscnkungs-
ccktion", schon Ende August — auf den Wunsch der Agrarier getan,
was ir? ihren Kräften stand, um turch schleunige Inkraftsetzung der

Einfuhrscheins ein weiteres Sinken der Getreidcpreise zu verhin»
d e r n.

Gelungen ist das jedoch, soweit Brotgetreide in Betracht kommt,

uur beim Weizen, bei dc», Deutschland bekanntlich einer genufsen

Einfuhr bcdarf. Infolge der gutc» Ernte war der Weizenprcis in

Berlin von rund 2S0 Mk Anfnng August bis auf 203 Mk. pro

Tonne Anfang Oktober herabgsgnugen Dann traten die Einfuhr»

scheine in Kraft, und sofort stieg der Weizenpreis wieder, langte
Ende Oktober bereits bei 21« Mk., Elcke Nooeinber bei 242 Mk. pro

Tonne an und stand nm S. Dszcmber mit 2S2 Mk. höher als i>»

August,
Anders beiin Roggen, Da ist mit tLinfichrscheinen das gleiche

Resultat »icht zu erreichen, weil Deulschlnnd Roggen exportiert, ohne
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an und für sich einer Einfuhr zu bedürfen. Auch er sank (in Berlin)
während der Monate August und September von 193 bis auf 147 Mk.

pro Tonne. Aber trotz der Einfuhrscheine setzte sich die Verbilligung
fort, so dah Mitte November die Tonne Roggen zu Berlin nur noch
137 Ml. kostete.

Nun erzählen uns zwar die Sachverständigen, daß seit einigen
Jahren in Deutschland weniger Roggen und mehr Weizen gegessen
wird. Das mag richtig sein. Dennoch ist vorläufig noch — und sicher
noch auf lange Zeit hinaus, fchon megen des Preisunterschiedes —

dcr Roggen das bei meitem wichtigere Bolksnahrungsmittel in

Deutschland. Man sollte also meinen, die Regierung müßte ihre helle
Freude daran haben, daß die Natur ihren Berbilligungsbestrebungen
so krustige Unterstützung verliehen hat. Mit ihren Prozessen vor

dem Kartellgericht, mit ihrem Kampf gegen die „Freibleibend".
Klausel, ja sogar mit ihrem Sturm auf die Bäcker- und Fleischer¬
läden hat die Regierung nichts ausgerichtet. Aber der Roggen ist
billiger gewmden, volle 29 Proz. weniger als am 2. August betrug
sein Preis mn 14. November. So durfte man hoffen, daß nuch das

Brot bald billiger werden würde.

Es kam aber anders. Wieder drückten die Agrarier, die ganz

großen Grundbesitzer, ihr Mißfallen aus; Herr von Wangenheim
winkte mit dem Finger, und wieder beeilte sich die Regierung mit

einer geradezu urcheimlichen Geschwindigkeit, ihnen den Willen zu

tun. Was in ihren Krästen steht, tut sie, um a u ch den Ro«. gen-

preis wieder in die Höhe zu treiben!

, Am 13. November verlautete in der Presse zum erstenmal etwas

von den Wünschen des Herrn von Wangenheim, und schon am

27. November ließ die Regierung /durch das Wolff-Bureau amtlich
»erkunden, daß dem Neichsrat und dem Reichswirtschaftsrat ein

Eestnentmurf zur Steigerung des Roggenpreises zugegangen sei.
Am i. Dezember wurde der Entwurf im Wortlaut veröffentlicht; am

S. Dezember hat ihn der Neichsrat angenommen, und es steht zu

erwarten, daß er trotz Weihnachtsserien auch den Reichstag noch vor

Neujahr passieren wird.

Der Inhalt des Gesetzes, dsr den Lesern aus der Tagespresse
bekannt sein dürste, besagt: Es soll aus öffentlichen Mitteln ein

Quantum Getreide angekauft und zurückgehalten werden. Der Be¬

stand anlngerndem Getreide „soll" 200 000 Tonnen nicht über-

steigsn. sDcimit ift also nicht -etwa gesagt, daß nicht mebr als

200 00« Tonnen angekauft werden dürfen: nur die gleichzeitig
lagernde Menge soll diesen Betrag nicht übersteigen. Ganz

abgesehen davon, daß das Wort „soll" anstatt „darf" keine bindende

Borschrift enthält.) Aus der Begründung erfährt man noch, daß

35 Millionen Mark als nötig erachtet werden.

Das läuft demnach auf folgendes hinaus: 3S Millionen Mark,

die dem Bolle gehören, werden dazu verwandt, ein Quantum Ge¬

treide vom Verkauf zurückzuhalten, groß genug, damit die Besitzer
des Restes demselben Volke höhere Preise abnehmen können. Die

einzige Möglichkeit einer realen Verbilligung der Lebenshaltung wird

durch ein raffiniertes System des Aufkaufs zunichte gemacht, dessen

Kosten überdies das Volk selbst bezahlen muß.

Warum tut die Negierung das? Jn der Wolff-Meldung vom

28. November heißt es, deutscher Roggen sei im Durchschnitt 20 Mk.

für die Tonne billiger als ausländischer. Dieser Ausgangspunkt
wird von der Presse bestritten. Nicht nur „Frankfurter Zeitung'
und „Börsen-Courier", auch die der Regierung nahestehende In¬

dustrie- und Handclszeitung" meldete am 4. Dezember, daß das

Gegenteil die Wahrheit sei. Aber lassen wir das. Nehmen wir

an.' Wolsf habe Recht. So dürsen wir uns wohl die Frage erlauben:

Ist denn das nicht wunderschön, daß der Roggen billig ist? War

das nicht, nach den Reden des Herrn Luther und den bis heute

ständig wiederholten Beteuerungen der Regierung, ihre heiß ersehnte

Absicht seit S Monaten?

O wie kurzsichtig! hören wir voll mitleidiger Nachsicht die Re¬

gierung sagen. Wenn man die Dinge so laufen lassen wollte,

kriegen die Landwirte viel zu wenig Gcld in die Finger. Wie

sollen sie dann Dünger ankaufen, ihr Land Herrichten. Maschinen

bezahlen usw. für die Ernte des nächsten Jahres? Bliebe es dabei,

so bekämen wir nächstes Jahr eine viel zu geringe Ernte und folg¬

lich eine furchtbare Teuerung. Deshalb heißt es, beizeiten ein¬

greifen. — Nicht mit diesen Worten, aber dem Sinne nach steht es

so in der Wolff-Meldung vom 28. November

Darauf haben die demokratischen Blätter allerlei erwidert, das

man etwa so zusammenfassen kann: Die kleinen Landwirte, dic

schleunigst Geld brauchen, haben somieso diese ganze Diskussion und

Aktion nicht abwarten können, sondern hoben ihren Roggen längst
verkauft. Die 35 Stützungsmillionen fliehen nur zu den großen
Latifundienbesitzern des Ostens Die aber werden dafür kein-^ Dünge¬
mittel kaufen und nicht die nächste Ernte vorbereiten, sondern sie
werden ihre sofort drängenden Schulden bezahlen. Wenn aber

selbst alles gut geht, werden sie, angelockt durch die hohen Roggen
preise, im nächsten Jahr noch mehr Roggen produzieren und dadurch
«en Kern des Uebels verschlimmern. Der licgt näm¬

lich darin, daß überall in der Welt weniger Roggen und mehr
Weizen konsumiert wird. Schon jetzt produziert Deutschland minde.
stens 1 Million Tonnen mehr an Roggen als irgendwie und irqcno-
wo verwendet werden kann. Da hilft nichts anderes, al? den
Roggenbau einzuschränken und statt dessen Weizen anzubaueu. Die
angebliche „Krise der Landwirtschaft" ist nur eine Krise des Roggen
bauenden ostelbischen Großgrundbesitzers. Am besten tüte mau, ihn
aufzuteilen und an seiner Stelle eine zahlreiche kleine Bauernschaft
anzusiedeln.

Ich muss nun freilich sagen, der Vorschlag, den Roggen durch
Weizen zu ersetzen, erinnert doch wohl ein wenig an den guten
Rat ,ensr Prinzessin: die Leute sollten doch Kuchen essen, wenn ihnen
das Brot zu teuer sei. Und was die Aufteilung des Großnruno»
besitzes anbetrifft, so ist mir eines aufgefallen. In einem der Ar-
ttkel, die dazu raten, wird angegeben: Bewerber für solche Bauern-
stellen fanden sich genügend unter den überzähligen Söhnen dcr süd-
deutschen Klein- und Mittelbauern, die jetzt nicht unterzukommen
wußten. Hier wird einer der wundesten Punkte des Kleinbetriebs
m der Landwirtschaft berührt, der übrigens in der deutschen Ge.
schichte seit 1S00 Jahren eine verhängnisvolle Rolle spielt Gut
man konnte die kleinen Bauern jetzt ansiedeln. Aber was wird
'"""„bis Zwei Generationen, wenn sie ihrerseits wieder „über,
zahlige Sohne haben? Wenn man schon ein solches Problem an-

faßt, sollte man doch etmas weiter blicken und die Erfahrungen
einer Geschichte von 154 Jahrtausenden zu Rate ziehen.

Gelöst werden die Schwierigkeiten mit solchen Projekten offen,
bar auch nicht. Es scheint vielmehr in diesen Widersprüchen und
Unzulänglichkeiten zutage zu treten, daß auch in der Lcmdlvirt.
schnft mit den bisherigen kapitalistischen Methoden nicht mehr aus.

zukommen ist. Was zu seiner Existenz einer künstlichen Brotuer.
tenerung bedarf, ift nicht mehr lebensfähig und muß von Grund
auf umgebaut merden. Julian Borchardt.

Vank öer Arbeiter, Angestellten unö Veomten.
In der außerordentlichen Generalversammlung der Bank der

Arbeiter. Angestellten und Beamten. A.-G., Berlin, die am 26. No-
vember 19LS unter der Leitung des Vorsitzenden des Allgcim-tnen
Deutschen Gewerkschaftsbundes, Herrn Theodor Leipart, stattfand
wurde der Beschluß gefaßt, das Kapital der Bank von 750 00« auf
4^000 000 Mk. zu erhöhen. Der weitaus größte Teil des erforder¬
lichen Neukapitals war bereits seitens der bisherigen Aktionäre sowie
der Konzentration A.-G., Berlin, und des Hauptoerbcmdes denUcher
Krankenkassen e. B., Charlottenburg, vor Beginn der Sitzung' ge.
zeichnet. Eine Reihe von Verbänden hatte sich ihre endgültige
Stellungnahme vorbehalten, so daß es wohl keinem Zweifel unter»

liegt, daß die volle Summe in Kürze übernommen sein wird.

.Aus dem Bericht der Verwaltung ist erfreulicherweise festzu¬
stellen, daß unser Bankinstitut im Jahre 192S eine sehr erfreuliche
Entwicklung genommen hat. Gegenüber dem Ende des Vorjahres
ist fast eine Verdreifachung der Einlagen zu verzeichnen. Der Ge»

schäftsumfang als solcher hat außerordentlich zugenommen »iid auch
die Gewinne der Bank sind, soweit man heute bereits darüben
urteilen kann, als durchaus zufriedenstellend zu bezeichnen.

Mit lebhafter Genugtuung nahm die Versammlung davon

Kenntnis, daß die in Hamburg Ansang September d. I. eingerichtete
Filinle sich den gehegten Erwartungen entsprechend bisher entwickelt

hat und nlich nnch dem Stand ihrer Depositen »sm. für die Zukunft
Erfolg verspricht.

Die Verwaltung sprach ihren ganz besoudercn Druck deu Orts¬

ausschüssen dcs ADTB, in München, Frankfurt a. M. und Liegnitz
aus für die verständnisvolle Mitarbeit an dem Ausban der Bank,
die fie durch die Einrichtung eines örtlichen Zahlverkehrs übernommen

haben, Sie wies darauf hin, daß gerade solche Mitarbeit die gün»
stige Entwicklung zu fördern besonders geeignet sei.

Der neu aufgenommene Sparverkehr ist noch in der Entwick¬

lung begriffen, indes scheint fich auch hier bereits bei der Mehrzahl
der^ Ortsausschüsse sowie der Ortsverwciltungcn die Geneigtheit zur

tatkräftigen Unterstützung der Bank zu zeigen mie mit Dank seitens
der Verwaltung anerkannt wurde,

Jm Anschluß an die durch die Kapitalserhöhung notwendigen
Aerliandlungen und Beschlüsse berichtete Herr Meyer auf einen nus

der Mitte der Versainmlung geäußerten Wunsch über die Eindrücke,
die er gelegeicklich seiner Reise nach Amerika mit der Gewerkschafts-
dclegation gewonnen hat. Als stärkster Eindruck läßt fich dnnnch
feststellen, daß zwar die Amerikaner in technischer und organisatori¬
scher Hinsicht uns hier und da überlegen sind, daß aber, alles in

allem, die Bank der Arbeiter. Angestellten und Beamte», A.-G.,
Berlin, ihren amerikanischen Schwestn-inftitiiten durchaus eben¬

bürtig ist.
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ozialPolitik
ReichStagsSeratungen zur Erlscr wlosenfürsorge.
In der Dezember-Ausgabe der AfA-Bundeszeitung ist bereits

im Leitartikel berichtet worden dasz die Kollegen Aufhäuser und

Giebel die erste Gelegenheit bei dem Zusammentritt'des Reichstags

wahrgenommen haben, nm ihre Fraktion zur Einbringung der dem

AfA-Bund erforderlich scheinenden entsprechenden .Anträge in der

Ermerbslosensürsorge zu veranlassen. Der Sozialpolitische Ausschuß

hat sich dann auch sofort mit diesen Anträgen beschästigt, und es kam

neben der allgemeinen Erwerbslosenfürsorge zu einer eingehenden

Erörterung der Not der älteren Angestellten. Dazu lagen die Anträge

unserer Freunde vor, in denen neben der Einbeziehung der An¬

gestellten in die Erwerbslosenversorgung einmalige Reichsbeihilsen

für die älteren Angestellten uud eine gesetzliche Kündigungssperre für

Angestellte mit mindestens 10 Dienstjahren verlangt worden war.

Bei den Veratungen im Sozialpolitischen Ausschuß fand sich für

das Verlangen nach einer fllnfzigprozentigen Erhöhung der Unter¬

stützungssätze keine Mehrheit, und es wurde ein Zentrumsantrag

angenommen, wonach die Hauptunterstützten eine Erhöhung um

30 Proz. erfahren sollen. Hinsichtlich der einmaligen Beihilfe ge¬

langte in der zweiten Lesung folgender Antrag zur Annahme:

„Der Reichstag wolle beschließen, die Reichsregierung zu er¬

suchen, sofort die nötigen Mittel bereit zu stellen, um

1. an die am 15. Dezember 1025 bereits seit 6 Wochen aus¬

gesteuerten Erwerbslosen eine einmalige Beihilfe von 100 Rmk.

zuzüglich 25 Rmk. für jeden unterhaltsberechtigten Angehörigen,

2. an die 'nfolge Ueberschreitung der Krankenversicherungs»

pflichtgrenze von der Erwerbslvsenfüsorge nicht erfaßten, länger

als ti Monate stellenlosen Angestellten eine einmalige Beihilfe

von .150 Rmk. zuzüglich 25 Rmk. für jeden unterhalts¬

berechtigten Angehörigen am 15. Dezember zur Auszahlung zu

bringen."

Hinsichtlich der Einbeziehung der Angestellten in dis Erwerbs¬

losenfürsorge lag ein Jnitiativ-Gesetzentwurf der Abgeordneten Auf¬

häuser, Giebel, Hoch und Genossen vor, der zwar keine Mehrheit

fand, aber immerhm bewirkte, daß wenigstens in einer Entschließung

an die Reichsregierung die Ausforderung erging, die Einbeziehung

der Angestellten vorzubereiten. Der hierzu angenommene Antrag

hat folgenden Wortlaut:

> „Der Reichstag wolle beschließen, die Reichsregierung zu er¬

suchen, zu prüfen, wie die nicht der Krankenoersicherungsvflicht
unterliegenden Privatängestellten in den Genuß der Leistungen

nach der Verordnung über Erwerbslosenfürsorge gebracht werden

können. Der Reichstag ist der Auffassung, daß für diese An¬

gestellten von dem Teil des Einkommens, der die Grenze des

Versicherungspflichtigen Einkommens übersteigt, nach, der Reichs¬

versicherungsordnung (2700 Rmk.) Beiträge nicht erhoben merden

sollen

Für Angestellte im Sinne des Abs. 1, die seit 1. Oktober oder

länger, stellenlos sind, sollen die Leistungen ab 1. November in

Kraft treten und die nachzuzahlenden Beträge möglichst vor

Weihnachten noch ausgezahlt werden."

Alle übrigen Anträge, die zur Berbesserung der derzeitigen Ver¬

ordnung gestellt waren, insbesondere die Aufhebung der Bestimmun¬

gen über die Dauer der Unterstützung, wurden von der Mehrheit des

Ausschusses vertagt, ebenso sind die arbeitsrechtlichen Anträge hin¬

sichtlich der Kündigungssperre bis zur nächsten Beratung des Reichs¬

tags zurückgestellt worden, die im Januar d. I. stattfinden dürfte,

Jn der Frage der Kurzarbeiterunterstützung ist der sozialdemo¬
kratische Antag anf obligatorische Unterstützungseinrichtungen ab¬

gelehnt worden. Im Verlaufe der Verhandlungen wurde dann ein

Antrag des Zentrums eingebracht, wonach wenigstens denjenigen

Kurzarbettern, de-en Arbeitsverdienst hinter der Unterstützung eines

Vollerwerbslosen zurückbleibt, die entsprechende Unterstützung aus¬

gezahlt werden soll.

Sclbst die hur erwähnten bescheidenen Ergebnisse der Be¬

ratungen im Sozialpolitischen Ausschuß konnten im Plenum des

Reichstags nicht verabschiedet werden, wcil der Reichskanzler
Dr. Luther diktatorisch in die Ausschuhverhandlungen eingriff und es

schroff ablehnte, als „geschöftssührende Regierung" diese Beschlüsse
durchzuführen. Dcr formale. Einwand des Herrn Luther ist nicht
stichhaltig: denn auch eine geschiistsführende Regierung trägt gegen¬

über einer Million von Arbeitslosen ein Mindestmaß von Ver¬

antwortung, und es hätte nur der Zustimmung der Mehrheit der

Reichstagsparteicn bedurft, um auch der geschäftsführenden Re¬

gierung gegenüber ihrer Nachfolgerin die erforderliche Deckung zu

verschaffen. Herr Reichskanzler Luther bildete mit diesen Einwänden

lediglich den Schirm für die Rechtsparteien, denen die Beschlüsse des

Sozialpolitischen Ausschusses schon zu weit gegangen waren.

Auf diese Weise wurden im Haushaltsaueschuß und alsdann im

Plenum alle die materielle Unterstützung der Erwerbslosen be»

treffenden Anträge wieder umgeworfen, der Reichstag beschloß
lediglich eine Erhöhung der Erwerbslosensätze um 20 Proz. für die

Hauptunterst'itzten, 10 Proz. für die Familienangehörigen und

10 Proz, für die Erhöhung der Spitzenbeträge. Kurzarbeiterunter¬
stützung, einmalige Beihilfe usm. wurden in der entscheidenden
Plennrberatung wiederum restlos gestrichen.

Bestehen geblieben ist die Entscheidung, wonach die Angestellten
in die Erwerbslosenfürsoroge einbezogen werden sollen unter Aus¬

zahlung mit rückwirkender Kraft für November und Dezember 192S.

Die Reichsregierung versuchte, ihre antisoziale Haltung noch

durch folgende Regierungserklärung zu bemänteln:

„1 Die Reichsregierung muh zwar in der Frage der Haupt»

Unterstützungen und der Fomilienzuschlage an ihrem Vorschlage
— 20 Proz. und 10 Proz. — festhalten. Sie ist aber bereit, die

Spitzenbeiräge statt um 6 Proz. um 10 Proz. zu erhöhen.
2. Die Reichsregierung wird den Gemeinden durch Vermitt¬

lung der Länder 5 Millionen Reichsmark zur Verfügung stellen,
die dazu dienen sollen, den ausgesteuerten Arbeitslosen und den

stellenlosen Angestellten, die über 2700 Rmk. Einkommen gehabt
haben und deshalb nicht in die Erwerbslosenfürsorge einbezogen

sind, die Leistungen der Wohlfahrtspflege zu sichern. Sie wird

durch Anweisungen sicherstellen, daß diese Mittel den genannten

Personengruppen zugute kommen.

3 Das Reichsarbeitsministerium wird unverzüglich durch

Msßnahmen der Verwaltung die Beseitigung der Mißstände, die

auf dem Gebiete der Beitragsbefreiungen bestehen, herbeiführen

^
und damit einen besseren Eingang der Beträge sichern.

4. Das Reichsarbeitsministerium wird noch diesem Kabinett

eine Vorlage macheu wegen der Ausdehnung der Erwerbslosen»

fürsorge auf die Angestellten, die bisher nicht in die Erwerbs»

losenfürsorge einbezogen sind, und zwar bis zur Grenze der

Angestelltenversicherung."
Es braucht wohl an dieser Stelle kaum vermerkt zu werden,

daß die Vereitstellung von ganzen 5 Millionen Reichemark als Bsi»

hilse an die auegesteuerten und bisher nicht unterstützten Erwerbs»

losen eine Herausforderung der gesamten Angestellten- und Arbeiter»

schaft schlimmster Art darstellt. Wollte man dielen Betrag auf die

in Betracht kommenden Arbeitnehmer umlegen, so würde etwa eil«

einmalige Weihnachtsbeihilfe von 10 Mk. herauskommen. Es liegt

aber anderseits kein Grund vor, daß unsere stellenlosen Kollegen,

die ausgesteuert sind oder bisher von der Unterstützung überhaupt

nicht erfaßt wurden, nun ohne weiteres auf jede einmalige Reichs»

Hilfe verzichten! es ist vielmehr Aufgabe der AfA-Ortskartelle und

der Ortsgruppen unserer Verbünde, daß sie diese notleidenden stellen»

losen Kollegen an die örtlichen Wohlfahrtsämter verweisen und die

Kommunen alsdann ihrerseits vom Reich die Mittel zur Unter»

stützung anfordern. Es ist Sache des Reichskanzlers Dr. Luther,

gegenüber diesen Unterstützungsanträgen der Wohlfahrtsämter zu

zeigen, wie die 5 Millionen Reichsmark unter Hunderttausenden von

notleidenden Volksgenossen verteilt merden sollen.

Unser AfA-Bund wird zunächst darauf dringen, daß das Reichs»

arbeitsministerium die zugesagte Einbeziehung der Angestellten zum

Januar 1926 bereits durchführt und die Nachzahlungen für No»

vember und Dezember schnellstens erfolgen. Im übrigen kann

natürlich nach diesen jammervollen Beschlüssen des Deutschen Reichs»

tags die Neuregelung der Erwerbslosenfürsorge keineswegs als al»

geschlossen angesehen werden: Der Kampf geht weiter!

Die Angestelltennot « unö öer DHV.
,Aus den Verhandlungen der Berliner Sladlverordneken-

Versammlung.)

Jn der diesjährigen Aprilnummer der AfA-Bundeszeitung hatten
wir auf Seite 62 und 63 berichtet übcr die Verhandlung von An»

trägen, die der Not der älteren Angestellten zu einem Teil steuern

sollten und von der SPD.-Frnktion auf Veranlassung der AsA-

Kollegen, die zu ihr gehören, eingebracht morden waren. Insbe¬

sondere sollte damals erreicht iverden, daß der Angestelltsnabbcm

innerhalb der städtischen Berliner Verwaltung eingestellt werde,

nachdem dsr Prozentsatz, der in den geltenden Abbauvorschriftsn
vorgesehen ist, erreicht, ja sogar überschritten war. Gegen diese An»

träge hatten die Rechtsparteien einschließlich der zu ihnen gehörigen

Mitglieder des Deutschnationalen Handlungsgehilfenverbandes ge¬

stimmt. Eine Angestelltenvertreterin mußte als Mitglied der deutsch»
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nationalen Fraktion hierzu auftragsgemäß nach dem vorliegenden
Protokoll folgendes ausführen:

,^Ganz zwecklos halten wir aber den Antrag (der SPD.), der

verlangt, nachdem innerhalb der gesetzlichen Vorschriften das Maß
des Abbaues der Angestellten erreicht, ja sogar überschritten ist,
den Abbau von Angestcllten einzustellen, d. h. also den Abbau an

sich einzustellen. Das scheint uns eine Unmöglichkeit zu sein. Es

würdc . . ., wenn mir uns ... auf den Wortlaut des Antrages

festlegen, den natürlichsten wirtschaftlichen Maß»
nahmen ein Riegel vorgeschobe n."

Diese eigenartige Stellungnahme hat aber die deutschuationale
Fraktion der neu gewählten Berliner Stadtverordnetenversammlung
"licht gehindert, folgenden Antrag einzubringen:

„Die Stadtverordnetenversammlung ersucht den Magistrat,
bei der Reichsregierung vorstellig zu werden, um schleunigste Maß¬
nahmen zum Schutz gegen den Abbau der älteren Angestellten zu

unternehmen,"
Als Begründer wurde ein gesinnungstüchtiger deutschnationaler

Handtungsgehilse vorgeschickt, der aber spezialisierte Vorschläge, wie

nun eigentiich nach der Ansicht der Deutschnationalen die Rot der

alteren Angestellten beseitigt werden könnte, nicht machte, vielleicht
auch nicht machen durste.

Auf Veranlassung uuserer AfA-Kollegen in der SPD.-Fraktion

brachte diese im Plenum der Stadtverordnetenversammlung den An¬

trag ein, nicht nur Maßnahmen zum Schutze gegen den Abbau der

ottcren Angestellten, sondern auch zum Schutze gegen die Entlassung
der älteren Arbeiter zu treffen. Es sollte hierdurch vor allem auch
die selbstverständliche Solidarität zwischen Angestellten und Ar¬

beitern, die der AsA-Bund immer betont, zum Ausdruck gebracht
werden. Weiter wurden solgende Zusatzanträge zu dem Antrag der

Deutschnationalen vorgeschlagen:
„Bei den Verhandlungen des Magistrats mit den oberbehörd¬

lichen Stellen zum Zwecke der Veranlassung solcher Maßnahmen

soll vor allem erreicht werden, daß alle über 40 Jahre alten

arbeitslosen Angestellten und Arbeiter, die länger als ein halbes

Jahr ohne Erwerbslosenunterstützung geblieben sind, aus Rcichs-

mitteln eine einmalige Hilfe erhalten in, Sinne der dem Reichstag
vorliegenden Anträge.

Weiter soll, um insbesondere dcr außerordentlich großen Er¬

werbslosigkeit und Not der Angestellten zu steucru, dcr
Abbau uon Angestellte» innerhalb der städtischen Verwaltung c,„-

gestellt werden, nachdem im Nahmen dcr gesetzlichen Vorschristcn
das Maß des Abbaues der Angestellten nicht nur erreicht, sondern

sogar überschritten ist."
Der erste Teil des Zusntzantrnges der SPL.-Frnktio.i wollte

vor allem die Verbindung schassen mit dcm gieichgcarictcn Borgchen
der SPD.-Frartion des Reichstages, dir nus Veranlagung von Äuf-
Häuser in derselben Sache spezialisierte Antrciae eingebracht hnt.
Der zweite Absntz gibt den in der Stadtverordnetenversammlung
schon einmal behandelten, oben erwähnten Antrag wieder und sollte
die deulschnotionale Fraktion, insbesondere die zu ihr gehörige»
deutschnationnlen Handlungsgehilfen zwingen, Farbe zu bekennen.

Als Fraktionsredner sagte der Vorsitzende'des Ortstnrtells. Flntnu,
den Deutschnationalen das, was sie uerdicmc:,. Cr wurde hierbei
von den Rednern der Kommunisten uno Demokraten unterstützt. Auf
solche Weise ösfentlich gebrnndmnrkt und iu die Enge getrieben,
wurden die deutschnationalen Handlungsgehilfen gezwungen, den

beiden Zusntznnträgen zuzustimmen. In der G e sa m t a b st i m -

mung wurde der auf solchc Wcise verbesserte An¬

trag der Deutschnationaleu von der Fraktion der

Deutschnationnlen selbst abgelehnt. Sie stimmte also
gegen ihren eigenen Antrng und ließ hierbei deutlich erkennen, daß
sür sie u»d sllr die Mitglieder ihrer Partei, die deutschuntiouate
Handlungsgehilfe» find, die Not der Angestellte» nichts anderes ist
als eine Voraussetzung für widerliche Agitatiousmethoden uud dema¬

gogische Mätzchen.
Für den AfA-Bund als Gesamtheit ist es wertvoll, daß cs ge¬

lungen ist, so kurze Zeit nnch der in Berlin veranstalteten AsA-Kuiid-
gebung in einer össenttichen Körperschaft Beschlüsse fassen zu lassen,
die die Erundlage bilden können für ersotgverjprechenoe Verhand¬
lungen mit dcn Behörden zum Zwecke der Steuerung der Not der

Angestellten.

Vekiebsgemeittjchasl a s Rechtsfortjchrtt'
Von Dr. Heinz Potthoff - München.

I.

Die Aufforderung Nörpels in Nr. 11 S. 1S9 der „AfA-
Bundeszeitung", nur oie Konsequenzen der von mir als gut befun¬
denen Entwicklung der Rechtsprechung zur Anerkennung der Betriebs-

gemeinschnft*) der Arbeiter und Angestellten zu überlegen, gibt mir

willkommene Gelegenheit zur Fortsetzung unserer Auseinandersetzung.
Dabei darf n i ch t der Eindruck entstehen, als ständen Nörpel nnd

ich in einem Gegensage zueinander: im Gegenteil möchte ich an¬

nehmen, daß kaum ein Führer der Gewerkschaften mit meinen An¬

schauungen und Bestrebungen zur Gestaltung des Arbeitsrechtes

grundsätzlich mehr übereinstimmt als gerade er. Was uns manchmal
trennt, ist der verschiedene Blickpunkt. Nörpel ist Gewertschnfts-
taktiker, ich bin Rechtsreformsr. Er sieht vor allem die nugenb>.ick-
lichen Vorteile nnd Nachteile, die den Arbeitnehmern aus neuer

Gesetzgebung oder richterlicher Rechtsnusfnssung erwachsen können,

uno weist mit besonderein Nachdruck auf alles hin, was die Macht und

Führung der Gewerkschaften beeinträchtigen oder gefährden könnte.

Ich schaue stärker in die Zukunft, weih aus bald dreißigjähriger

Erfahrung, wie zähe altes Recht haftet »nd freue mich daher über

jede einflußreiche Entscheidung, die ein Stück falsches Recht abtrügt,
die einen Schritt, wenn auch einen noch so kleinen Schritt, auf dem

rechten Wege bedeutet. Dabei nehme ich vorübergehende Nachteile

für die Arbeitnehmer mit in Kauf; denn ich habe längst gelernt, daß
ein grundsätzlicher Fortschritt der Rechtsprechung sich leichter zu¬

gunsten der Unternehmer als zugunsten der Arbeiter erzielen läßt.
Die Arbeiterschaft, die Angestelltenschaft nnd ihre Gewerkschafts¬
bewegung sind nicht mehr so schwach, dnß sie vor jedem ungünstige»
Gerichtsurteil bangen müßten; sie können selbst „Recht schaffen".
Aber das wird ihnen erleichtert, wenn in den Köpfen der Juristen
ein Licht aufgeht darüber, was denn eigentlich das moderne Arbeits¬

verhältnis ist. «

Deswegen habe ich das viel besprochene Urteil des Reichsgerichts
vom 6. Februar 1923 begrüßt. Daß es den arbeitswilligen Straßen-

*) Mit dem Worte bezeichne ich hier nur die Bcrbundcnhcit der

Belegschaft unter sich. Die Gemeinschaft der Arbeitnehmer mit

dem Betriebsinhnber ist eine ganz andere Frage, von der ich hier
gar nicht spreche.

bahnfahrern den Lohnanspruch versagt, wen» der Betrieb durch einen

Streik im zugehörigen Elektrizitätswcrke stillgelegt wird, ist uichts
besonderes, «otche Entjcheidungen sind vorher und nachher zu

Dutzenden gefallt uud aus den Bestimmungen des BGB. über Un¬

möglichkeit öer Leistung begründet worden. Aber daß hicr der höchste
deutsche Gerichtshof erklärt, daß solche Streitsätte uverhnupe niuit

nach den Regeln des BGB. entschieden werdcn dürfen, sondern nuch
den sozialen Verhältnissen, die sich seitdem entwickelt uud teilweise
iii der Gesetzgebung Auerkeuuung gesunden haben, das ist etwas

Neues von ganz unabsehbarer Tragweite.
Hundert Jnhrc lang ist das Arbeitsverhältnis als ein suchen»

rechtliches, individuelles Schuldoerhaltuis angesehen morcen.

Noch im Jahre 1923 tonnte ein deutsches Landgericht (Altonn) den

Satz prägen: „Der Arbeitsvcrtrng, den dcr Kläger mit dei» Unter¬

nehmer geschlossen hatte, geht nur diese beiden Personen nn"

und damit jeden Versuch eines Betriebsrates, namens der Beleg¬
schaft auf deren Jusainniensetzung Einsluh zu gewninen, nls Ver¬

stoß gegen die guten Sitten brandmarken. Dabei tonnte es sich noch

auf eine ständige Rechtsprechung des Reichsgerichts berufen.
Wenn dieses jetzt von deni gewohnten Standpunkte abgeht, so

ist das ein Zugeständnis an neue Bedürfnisse einer neuen Zeit, das

osfenbar den Richtern nicht leicht geworden ist. Der „Nichtjurist"
kann ja zwnr nicht ermessen, wie schwer. Die Erklärung, daß sür.
die Lohnnnsprllche eines Arbeitnehmers gcgen seinen Arbeitgeber
das BGB, nicht mehr gilt, ist für ein deutsches Gericht etwas Un¬

geheuerliches, etwns „Revolutionäres", das wcit mchr bedeutet als

ein langes neues Gesetz.
Denn es bedeutet die Ocssnung des Weges zum roechreu Arbeits-

rechte; die Erkenntnis, dnß das Arbeitsverhältnis im Großbetriebe
kein privatrechtliches Schuldverhältnis nur zum Austauschen von

Lohn und Leistung und nur zwischen den einzelnen Angestellten und

dem Arbeitgeber ist, sondern ein sozialrechtliches Orgnnisatious»
Verhältnis, dns Menschen in eine Betriebsgcmcinschost (das Wort

rein tcschnisch-orgnnisntorisch gebraucht) zusnnimengiiedert! daß die

Arbeitsbedingungen dicses Betriebes gar nicht anders als kollektiv

vereinbart werden können, weil sie einheitlich sein müssen: daß des¬

wegen die Orgnnisntion der Arbeitnehmer cine notwendige Voraus¬

setzung ihrer V e r t r a g s f ä h i g l e i t ist.
Nörpel, der von tiefem Mißtrauen gcgen die Richter clfüllt ist

und deswegen den Wert ciner guten Rechtsprechung unterscheid:, vcr-

laugt die „Anwendung des geltende» Rechtes". Aber das ist ja
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gerade die Frage, was geltende» Recht sei. Hätte das Reichsgericht

die Abweisung des Lohnnnsprnches Arbeitswilliger bei Teilstreik am

S. Februar 1923 nicht mit der neuen Hervorkehrung der sozialen

Verbundenheit aller Arbeitnehmer iin Betriebs begründet, so wäre

die Begründung in alter Weise nus dem BGB. gefolgert worden.

Anerkennung würde der Lohnanspruch niemnls finden, knnn cs auch

gnr nicht. Der Zustand, daß ein Teil der Belegschaft absichtlich den

Betrieb stillegt und der andere Teil dann Lohn megen Annahme,

Verzuges fordert, ist unmöglich, weil widersinnig.*) Wer das Be»

triebsrntegesetz und darüber hinaus die Demokratisierung

derWirtschaft will, muß als Kehrseite auch die Sulidnrhnft der

Belegschaft mit in Kauf nehmen. Was die Mehrheit beschließt und

tut, das müssen alle für und gegsn sich gelten lassen. Und die

Terrorisierung durch eine Minderheit darf sich die Belegschaft eben

nicht gefallen lassen.
Es gilt, nur die nötigen Folgerungen aus der nunmehr aner»

kannten richtigen Rechtslage zu ziehen, in gewerkschaftlicher Taktik

sowohl wie in Beeinflussung ber Rechtsprechung. Die nächste ernst»

liche Folge ist die Zulnssigleit des Organisntionszroanges,

insbesondere ber Verdrängung Nichtorganisierter Ar¬

beitnehmer aus der Belegschaft; in weiterem Umfange die Aner»

kennuug der Absperrklausel im Tarifvertrnoe, dis vom

Reichsgericht noch verneint, vom Kammergericht aber schon energisch

bsjaht"wird. Me soll das dem alten individuellen Freiheitsideale

stracks zuwiderlaufende Recht des Organisationszwanges durchgesetzt

werden, wenn man nicht die soziale Verbundenheit der Arbeitnehmer

voll anerkennt?

Voraussetzung dazu ist die Erkenntnis, dafz Artikel ISS RB.

cinsu ganz anderen Sinn hat nls F 1S2 GO. War dieser cin Stück

Jndividunlschutzrecht, so ist jener ein Kollektivschutzrecht! wollte

Z 152 dem einzelnen die Freiheit sichern, sich zu koalieren oder nicht,

so schützt Artikel ISö nur das Sichkoalieren und schützt die Koa¬

lition als solche. Dns Hot das Reichsgericht zum erstenmal im

Urteil vonr 25. Juli 1925 ausgesprochen, mit dem es den Absatz 2

des tz 152 GO für aufgehoben und eine Vertragsstrafe für Koa¬

litionsbruch als einklagbar anerkannt hat. Nörpel hat dieses Urteil

begrüßt, weil es die Organisationen stärkt; ich begrüße es außerdem,

weil cs ein Schritt auf dem richtigen Wege ist.

Cine weitere Folge des RG.-Urtcils vom 6, Februar 1923 ist

die rechtliche Verselbständigung des Betriebes, scine

Loslösung von dsr Person des Unternehmers. Auch das ist auf dein

Marsch und eine notwendige Voraussetzung zu manchem sozialen

Fortschritte, wie hier nicht des näheren dargelegt werden kann.**)

Nörpels Sorge geht auf eine zu starke Anerkennung des Einzel¬

betriebes, seiner Belegschaft nnd Betriebsvertretung zum Schaden

der Gewerkschaft. Diese Sorge ist richtig und ihr muh vorgebeugt

werden. Das kann aber nicht dadurch geschehen, daß man eine

richtige Rechtsentmicklung vom Einzelrichter zur Belegschaft, vom

Jndividunlvertrnge (der in Wirklichreit ein Unternehmerdiktat sein

niuß) zur'Vetrievsvercinbarung verbaut, sondern nur dadurch, daß

man diese richtige Entwicklung in eine ebenso richtige und noch viel

wichtigere Entwicklung des Berufsrechtes einordnet. Gewerk»

schaft und Tarifvertrag sind die Säulen des Arbeitsrechts und müssen

es nicht nur bleiben, sondern in noch stärkerem Maße werden. Und

es mnß eine unserer Hauptaufgaben sein, über die im BNG. aus¬

gesprochene Bstriebsgcmeinschaft der Arbeitnehmer untereinander

auch eine Verussgemeinschaft als notwendige Konsequenz der Reichs-

verfnssung zu setzen und sie zur Grundlnge des Arbeitsrechts zu

mnchsn, auch wenn sie noch nicht ausdrücklich tn einem Gesetze aus¬

gesprochen ist. Dieser Aufgabe ist vor allem mein Schristchen „Die

Einwirkung der Rsichsverfnssung auf das Arbeitsrecht" (Leipzig

1925) gewidmet
II.

Eine Erwiderung.
Es ist eine m. E. subjektive Aufsnssung von Potthosf, wenn er

sich für den Reformer hält, der in die Zukunft sieht und mich für

den Taktiker, welcher vornehmlich die Gegenwart berücksichtigt. Auch

meine Rechtsphantasie ist unerschöpflich. Ich tadle bei Potthoff nicht

die Gabe in die Zukunft zu sehen, sondern habe nur immer wieder

dcn Eindruck, daß Potthosf allzusehr die Notwendigkeiten des Tages

außer acht läßt, Dns ist bei ber Betriebsvereinbarung etwas weniger

der Fall, als bei dem Teilstreikproblem und dem Recht der

Gewerkschaften, durch Streik den Arbsitsvertrng zu unterbrechen.

Potthosf behandelt meist nur d'e eine Seite der Medaille, die das

Bild seiner Ideen trögt. Cr überläßt es anderen, darunter auch

mir, die weniger schöne Gegenseite zu zeigen. Auf die Dauer läßt

sich diese „Arbeitsteilung" nicht nusrechterhalten. Mit solchen ein¬

seitigen Debatten darf der karge Raum der Gewerkschaftspresse nicht

ausgefüllt werden, abgesehen davon, daß der Leser meist dadurch

*) Natürlich abgesehen von Sabotageakten einzelner.

**) Das voin RG, angeführte „Versiegen der Betriebs¬

einnahmen" erkenne ich als Rechtfertigung der Lohnverweigerung
natürlich n t cht an.

gnr nicht erkennen kann, worum es eigentlich geht. So mühte mein«

Entgegnung auf die Entstehungsgeschichte zurückgreifen und dazu
würde der Platz nicht ausreichen. Dashulb schlage ich Potthoff für
die Folge ernsthaft eine andere Methode vor. Das Frage- und Ant»

Wortspiel sollte hiermit beendet sein, es sei denn, was allein das

richtige wäre, daß andere Personen mit in diefe Auseinandersetzung

eingreifen.
Jn der Februarnummer 1926 des Potthoffschen „Arbeitsrecht"

nehme ich ganz ausführlich zu den vorgenannten Problemen

Stellung. Hierauf und auf die solgende Erwiderung von Pötthoff
seien die Interessenten schon jetzt verwiesen.

Ich bin Gegner der Freirechtslehre und Anhänger des Aus«

baues der materiellen Rechtsgrundlagen. Die Arbeiter und ihre

Gewerkschaften kommen in des Teufels Küche, wenn fie bei allen

Handlungen nicht mehr die Gesetze berücksichtigen können, sondern
sich vorwiegend auf die Meinung der Richter stützen müssen, >'e fie
im voraus gnr nicht kennen. Dann weih niemand mehr, wie er

sich verhalten soll. Es mag grundsätzlich schön und gut sein, wenn

dns Reichsgericht meint, es komme mit dem Bürgerlichen Gesetzbuch
nicht weiter. Aber es ist nicht das Amt des Richters, sondern die

alleinige Aufgabe des Volkes, dieses grundlegende Gesetz zu ändern.

Dies um so inehr, als sich gezeigt hat, dnß das Reichsgericht-eigent»

lich nur Stellung gegen die Arbeiter und die Angestellten ge¬

nommen hat. Natürlich ohne böse Absicht. Potthoff will allerdings

diese vorübergehenden Rachteile für die Arbeitnehmer
in Kauf nehmen, was sehr nett gesngt ist, da ja die Arbeitnehmer die

Suppe allein auslöffeln müssen, wobei „vorübergehend" noch auf
Jahre hinaus bedeutet. Das Licht, das den Juristen über das

Arbeitsrecht aufgehen soll, mag sich zunächst einmal über das gel¬
tende Arbeitsrecht erstrecken. Nicht richtig ift es auch, wenn Pott»

hoff behauptet, daß die Gerichte früher im Effekt ebenso, nur aus
dem Boden des BGB. entschieden hätten. In diesein weiten Aus¬

maße ist dies eben nicht geschehen und im engen Rahmen haben dis

Gewerkschaften nie verlangt, daß die Gerichte den Unternehmern die

Kosten für die Arbeitskämpfe aufbürden sollen. Wenn aber bei

jedem Arbeitskampfe dsr Arbeiter immer die Angestellten mit auf
die Straße fliegen sollen, dann bedeutet das, daß sich die Gewerk¬

schaften organisatorisch vollkommen umstelle»

müßten.. Diese Umstellung werden die Gewerkschaften vornehmen,
menn sie dies für notwendig erachten, nicht wenn die Richter dies

durch Urteile provozierctt, vhne dafür eine Stütze im geltenden Recht

zu haben.
Es ist eine Verkennung der Verhältnisse, wenn Potthoff meint,

die Richter müßten den Weg zum wahren Arbeitsrechte öffnen. Das

haben unbestritten die Gewerkschaften getan und das geltende Ar»

beitsrecht ist das Werk der Gewerkschaften. Die juristische Formu¬

lierung ist sehr wichtig, sie ist aber doch nicht die Schaffung der

Materie, sondern nur die Ordnung und Gliederung derselben. Wenn

andere ein Haus vollgestellt haben, dann sind ste die Schöpfer dieser

Werte, derjenige, welcher ste ordnet, ist nötig, aber nicht die Haupt«

person Wo es nichts zu ordnen gibt, hat der schönste Ordner keine

Betütigungsmöglichkeit. Daher habe ich auch kein tiefes Miß«
trauen gegen die Richter, sondern ich will ihnen nur keine Aufgabe

zuweisen, die unlösbar, weil unnatürlich, ist. Die „gute" Recht«

sprechung merden die Gewerkschaften durch ihre Tätigkeit schon

herbeiführen, desto besser, je mehr das materielle Arbeitsrecht aus«

gebaut wird. Das Richterproblem liegt im Staatsbürgerproblem.
Der Richter soll mit seinem Denken und Fühlen nicht außerhalb der

Entwicklung des Staates stehen. Dann mird er mit Recht auch

Förderer sein. Ich beftreite gär nicht, daß es im Arbeitsrecht heute

schon eine Anzahl solcher Richter gibt, die trotzdem oder gerade des»

halb den Boden des geltenden Rechtes nicht verlassen, weil sie das

gar nicht nötig haben, denn das BGB. mird ergänzt durch die

anderen Gesetze. „Verkehrssitte", „Treu und Glauben" und „gute

Sitten" waren vor 30 Jahren selbstverständlich praktisch etwas

anderes als heute. Das hat mit dem freien Ermsssen aber wenig

zu tun. Wenn das Reichsgericht diesen Boden verlassen hat, so nützt
die Mahnung von Potthoff nichts, die Mehrheit der Belegschaft

soll? sich den „Terror" der Minderheit nicht gefallen lassen. Be»

sonders dann, wenn die letztere auch nach Ansicht der ersteren im

Rechte ist und das Reichsgericht ausdrücklich sogt, es molle sich um

die Berechtigung der Ansprüche nicht kümmern. Das nenne ich

Verlustgemeinschaft, Professor Nipperdey nennt es Sklaverei. Flatom
und Sinzheimer denken ebenso und verstehen doch auch etwas vom

Arbeitsrecht. Potthoff macht das nicht stutzig, er merkt gar nicht,

daß er damit den grausamen römischen Rechtsgrundsatz: „Es

herrsche Gerechtigkeit, «möge auch die Menschheit darüber zugrunde

gehen!" in anderer Form neu vertritt. Auch die Absperrklausel

ergibt sich nur sekundär aus der Rechtsprechung, dagegen primär
aus der Macht der Gewerkschaften, kein Gesetzgeber kann dagegen
an. Es spielt sich doch nicht alles vor den Gerichten ab. Sind die

Gewerkschaften aber nicht stark, dann können sie eine Absperr«

klcmsel auch mit Hilfe der Gerichte nicht halten.
Jn seiner Erwiderung erwähnt Potthosf mieder die Betriebe»
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vereinbaning, woriiber in früheren Nummern dieser Zeitschrift fa

schon eine Auseinandersetzung erfolgt ist. Im Neichsorbeitsblatt vom

0. Dezember 102S. nichtamtlicher Zeit. S. 7S8, vertritt Potthosf erneut

seine Ansicht. Jeder Praktiker mir!? ihm sagen, dafz dieser Aufsatz

suggestiv, nber doch nicht überzeugend ist. Wcnn Potthoff in diesem

Aussatz die Bedeutung dcr Gewerkschaften so in den Bordergrund

stellt,, begreift eben niemand mehr, worum er die Betricbsvsrein-

barung nicht so lassen mill wie sie ist. zumal doch die Arbeit¬

nehmer auch ganz gut damit fertig werden. Potthoff spricht in wech¬

selnder Folge von Arbeitsordnung, Dienstvorschriften und Betriebs-

vereinbnrung und übersieht dabei vollkommen die verschiedenartige

Pedeutung dieser Begriffe. Wir streiten doch nicht um die Arbeits¬

ordnung, sondern um die Betriebsvereinbarung. Das

ist etwas gnnz anderes, wird nber von Potthoff immer zusammen¬

geworfen. Die Kämpfe der Gewerkschaften uud der Unternehmer

berühren die Arbeitsordnung fast gnr nicht, vielmehr mollen die

Unternehmer die Tarifverträge durch die Betr-icbsvereinbarung ver¬

drängen. Dagegen mehren sich die Gewerkschaften. Das geltende

Recht ist dabei auf seilen der Gewerkschaften.
Zwei junge Juristen haben über die Betriebsvereinbaning

Broschüren geschrieben, Hiller und Schuldt. Diese zieht Pott¬

hoff ats Bundesgenossen heran. Nun ist es falsch, junge Juristen

nicht zu beachten, ebenso falsch ist es aber, von ihnen Weltwcis-

heiten zu crmarten. So wie das Kind mit Richters Anksrsteinbnu-

knsten ,Yäuser baut, ebenso bauen junge Juristen aus Paragraphen

Luftschlösser. Kommt es Potthosf plötzlich wieder hierauf nn?

Hiller konstruiert die Betriebsvertretung als „Bevollmächtigte der

Belegschaft", jedoch mit „voller Selbständigkeit", Schuldt kon¬

struiert die „Belegschaft als Gesamtgläubiger". Hieraus ergibt sich

ollensnlls einiges siir die unmittelbare Wirkung, niemals aber etwas

für die Unabdingbarkeit. Die weiteren Konstruktionen über die

Abdingbarkeit zugunsten oder zuungunsten wollen wir gnr nicht erst

erörtern, sondern zu allem nur sagen, dnh im praktischen Leben

diese Dinge gnr keine Rolle spielen. Die Bedeutung entsteht erst,
wenn der Gesetzgeber Potthosf folgen würde, Dnnn aber zuun¬

gunsten der Arbeiter, Ob der Arbeits vertrag „entthront" ist und

mir das Arbeitsverhältnis in Frage kommt, ist praktisch auch

nicht sehr wichtig,' sondern eine Doktorsrage. Für die Gewerkschaften

gibt cs Einzelarbeitsvertrag und Tarifvertrag. Alles andere sind
nur Richtlinien von mehr odcr minder großer Bedeutung.
„Gesetzliche" Körperschaften, wie die Betriebsräte, dürfen die Be»

lcgfchnft nicht binden können. Someit sie cs durch die Arbcits»

vrdnung können, hnndclt es sich um ein Nebengebiet. Außerdem
gestattet die Abdingbarkeit dem einzelnen, etwas anderes zu ver»

einbaren. Es hnt gnr keinen Zweck, nun nuch uoch zu beweisen,
dnß dies im Interesse der „Ordnung" des Betriebes verboten sein
muh. Ordnung hin oder her, zuerst kommen die Bedürsnifse und

Ansprüche der Menschen. Auch spielt der Großbetrieb noch lange
nicht die von Potthosf nugenommcue Rolle. Bestimmt machen
Streitigkeiten, die sich aus Betriebsucrcinbnruug, Arbeitsordnung
und Dienstvorschriften ergeben können, gegenwärtig nnr einen sehr
geringen Teil der Arbeitsstreitigkciten nus, nnd den Gcwcrtjchaiten
entstehen aus der jetzigen Rechtslage keine groszcn Schwierigkeiten.

Uebrigens sind jn nuch iu der Teilstreilsrnge ebensalls zwei
Broschüren von Simson und H a rmse n erschienen, uns die das¬

selbe Urteil zutrifft. Wir wollen uns nbcr beizeiten Kngegcn
mehren, daß das Arbeitsrecht eine lebensfremde Kunst wird und sind
nuch dcr Meinung, dnh man seine» Eintritt iu das Leben als

Jurist nicht unbedingt mit einer Broschüre beginnen muß.
Wir miissen die Meiuuuge.ii Polthosfs über „Betriebsuerein-

barung", „Soziale Arbeits- und Bctriebsgcme.nschast" und „Streik¬

recht", ebenso wie die eigenartige Ansicht von Gerichten in den letzten
beiden Streitfragen, entschieden ablehnen. Dagegen werde» wir uns

nach mie vor um den Ausbau dcs Arbeitsrcchtcs bemühen. Unsere
Grundlchcn bilden dnbei nicht juristische Konstruktioneu, sondern
die eigenen praktischen Erfahrungen und Notlucndiakeiteu. Die

Erfahrung der Reformer ist bei der Schnssung dcs Arbeitsvcrtrngs-
gesetzes, des Tnrisvcrtrngsgesetzes und des Berussucreiusgcseizcs sehr
gern gesehen. Die voreilige Propngiorung neuer Jdccn, auf Grund

von Gerichtsurteilen, die dcr gesetzlichen Grundlage ent¬

behre», dazu noch in einseitiger Weise, ohne die Kehrseite der

Medaille zu zeige», ist uubediugt schädlich, weil sic niemals fördern,

sondern »ur verwirren kann. Wir streiten mit Potthosf über die

Beweisführung in seinen Artikel», nicht über seine gutem Absichten.
„Leicht beieinander wohnen bie Gedanken, doch eng iin Raume stoßen
sich die Sachen," Clemens Nörpel, Bcrlin.

s öe

Sezirkskartell Rheinwnö-ZVestfaZen.
Das AfA-Vezirkskartell Rheinland-Westfalen und das Bezirks¬

sekretariat des ADGB. haben der Reichsregierung und dem

preußischen Staatsministerium am S. Dezember eine Eingcche, in der

zur Wirtschaftskrise und ihrer Ausroirtungen im rheinisch-West¬

fälischen Industriegebiet'Stellung genommen wird, übermittelt. In

der Eingnbe wird'auf die zunehmende Betriebsstillegungen, auf die

Kurzarbeit und auf 'die Methode der zeitlichen Beurlaubung nach

Wochen hingewiesen. Die Erwerbslosenziffer steigt von Woche zu

Woche. Die Arbeitgeber tun nichts/ um die Not zu mildern, im

Gegenteil, alle ihre Maßnahmen steigern die Arbeitslosigkeit und ver¬

schlechtern die Notlage. Jn beiden Provinzen sind rund cine Biertel-

million Bollerwerbslose, die Zahl der Ausgesteuerten hat bereits

20« 00« überschritten, Jn Esse» sind vo» 100 Krnnkcnknssenmitgiiedern

11,6 Proz. Hauptunterstützuugsempfängcr in der Erwerbslosenfür¬

sorge, iii Sicgburg 13,7 Proz. Besonders groß ist die Not der

Angestellten.
Angesichts dieser Feststellungcn bringt die Eingabe zum Aus¬

druck, daß die Beschlüsse, die im.Sozialen Ausschuß dss Reichstages

gefaßt morden sind, als ungenügend bezeichnet werden müssen. Eine

Erhöhung um 30 oder 33^l Proz, dcr Ermerbslosenunterstützung
kann keine Milderung der Notlage bewirken. Die Eingabe sordsrt

dnher neben den bereits bekannten. Forderungen der freien Gewerk¬

schaftcn umfassende Arbeitsbeschaffung und produktive Erwerbs-

losensürsorge.
Wir hoffen, daß auch dieser Notschrei unserer Kollegen von

Rhein uud Ruhr nicht ohne weitere Wirkung nuf die Maßnahmen
der Reichsregierung bleiben wird.

Arbeitsbericht öer AfA-Zentrale vom L5. November

bis L5. Dezember
Wirischaftspolitik.

Die gegenwärtige Wirtschaftskrise und die sich
aus ihr ergebende Notlage veranlaßte den AfA-Bundesvorstand,
sich ausgiebig mit den Ursachen, die zu dieser Krise geführt haben,

zu befassen, und über Mahnahmen zu beraten, wie der wirtschaft-»

lichen Not gesteuert werden knnn.. Auf Beschluß des Bundesvor¬

standes fand oin 11. Dczember eine Kundgebung in Form einer

erweiterten Borständekonfercnz statt, die fich'ausschließlich mit dieser
Angelegenheit beschäftigte. Die onf der Konferenz nngeuonuueiien

Entschließungen wurden iin SWP.-Ausschuß „orbcrcitet und vom

Borstand genehmigt. (Bericht über die erweiterte Vorstnndskonfe-
renz siehe auf Scite 3 dieser Zeitung.)

Dcr AsA-Norstnnd bcschcmicite sich mit der Frage dcr weiteren

Bekanntgabe der örtlichen Jnderzisscru.
Die Sitzung des SWP.-Ausschusses vo,» 1, Dezember beriet

über dc» Arbeitsplan der inzwischc» neugeschaffenem wirt¬

schaft s p o l i t i f ch e n Abteilung des AiA-Bundss.

Der Preußische Staatsrnt beschäftigte sin, in diese» Wochen
mit der Frage der U e b e r t r n g u u g der sloatlichen Hafen-
nn lagen D u i s b u r g - R u h r o r t n » eine Aktienge¬

sellschaft. Der AfA-Bund hnt den, Prcuß^chc» Stnotsrnt eine

Eiiignbe übermittelt, in der cr fordcrt, dnß die erworbcncn Rechte
dcr Angcstcllten bci dcr licbcrnahme gesichert wcrdc».

Bei dcr Gründung dcr W i l h c l in s h a v e n - R ii st r i n »

g e r - H n f e n h n u s A,-G. sind die mit deii 'Arbeitnehmern vcrcin-

bnrten Bedingungen »icht cingchnlrsii morsen. Bei den Vorver¬

handlungen ift dem Hauptbetriebsrat versprochen wordcn, vor Grün¬

dung dsr Gesellschaft mit ihm über die Wünsche und Sichcrungen
der Ailgestcllten bci dsr Uebernahme zu verhandeln. Diese Vcrhnnd-

lung hnt »icht stnttgcfunden und dns bishcr beschäftigte Pcrsonal ift

nuch nicht restlos übernommen worden. Dcr AfA-Bund hat aus

disseni Grunde dein Reichenrbsitsministcrili!» cine Eingn-bs über¬

mittelt, in der gefordert wird, daß das den iu Frnge kommenden

Arbeitnehmern zugcftigrs Unrecht schnsllstcns behoben wird, und

daß fiir eine Uutsrbringung des Pcisounls ^esornt wird, falls die

nette Gesellschaft dis Uebernahme, auch wcilcrhin ablehne» sollte.

Die Verabschiedung des Tabak st cuergcsctzes erfolgte
unter der Bcdingung, daß den durch das Gssetz erwerbslos werden¬

den Tnbnkarbeitern eine Sonderunterstlltzung zugsftnnden wird. Um

diesem Wunsche dcs Reichstages z» entsprechen, hnt das Reichs¬

arbeitsministerium Ausführungsvorschriften nusgeorbeitst, iiber die

Ende Noveinber mit den Arbeitnehnierorgaiiisntiaiie» beraten wurde.

Der AfA-Bund wnr ebenfalls vertreten und hat Abänderungsan-

trcige gestellt.
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Am 10. Dezember fand eine Sitzung des Kuratoriums für

Spar- und Bereinfachungsmaßnahmen statt, tn der der AfA-Bund
vertreten war.

Der AfA-Bundesvorstand beschloß nach eingehenden Beratun¬

gen, sich an der Ausstellung für Gesundheitspflege

und soziale Fürsorge Düsseldorf 1926 nicht zn be¬

teiligen.
Die Benennung der Eisenbahnräte für die Landes¬

und Neichstnstanzen ist jeitens des AfA-Bundes in, Bertchismonat

vorgenommen worden.

Sozialpolitik.

Jm Vordergrund der sozialpolitischen Maßnahmen des AfA-

Bundes stand im Berichtsmonat auch weiterhin die Behebung der

Not der erwerbslosen Angestellten. Die bereits im wirtschaftspoli¬

tischen Bericht erwähnte Kundgebung hat auch hier der Reichsregie¬

rung und der gesamten Oeffentlichkeit erneut Borschläge unter¬

breitet. Der Reichstag hat inzwischen Beschlüsse gefaßt, dis den

Wünschen des AfA-Buudcs uicht entsprechen und dabcr weitere

Schritte unsrerseits notwendig machen. (Die Beschlüsse siehe Seite

12 dieser Zeitung.) Auf Grund der dem Reichssinanzministeriu.n

seitens des AfA-Bundes übermittelten Eingabe betr. Beschäf¬

tigung älterer Angestellten im Buch- und Be»

triebsprüfungsdienst fanden inzwischen Verhandlungen

statt, die noch nicht abgeschlossen sind.

Die steigende Ziffer der Erwerbslosen stellte auch Len Ber-

ivaltungzausschuß des Arbeitsamtes bereits vor die Lösung schwie»

rieger Aufgaben. Es fanden Ende Novembcr mehrere Sitzungen

statt, die sich insbesondere mit der Neufestsetzung der Bei»

träge beschäftigten. An, 1«. Dezember beschloß der Berwaltungsrat,

die Beiträge auf insgesamt 2'^ Proz. festzusetzen. Durch einen wei¬

teren Beschluß des Berivaltuugsrots wurden die Beiträge inzwischen

auf 3 Proz. erhöht. Jn der letzten Sitzung des Verwaltungsrats

wurde eine Entschließung einstimmig angenommen
— nur der Bor-

sitzende enthielt sich der istimme — die von der Rcgierung fordert,

allgemein den Höchstbeitrag ous 2^ Prozent festzusetzen, und schon

Kam, Reichsuuterstützuug zu zahlen.

Reich, Staat und Gemeinden.

Der vom Berwaltungsrat der Ver sorg ungskasse bei

der Reichspost eiugesstzte Arbeitsausschuß hatte beschlossen,

dem Plenum des Verwaltungsrates Anträge zu unterbreiten, die

eine Verschlechterung der Pensionsbszüge für die Angestellten be-

deutctsn Der Bchordenausschuf; des AfA-Buudes hat sich gegen

diesen Beschluß gewandt und die einsprechenden Maßnahmen er¬

griffen. Inzwischen hat die Sitzung dc« Plenums am 1«. Dezember

stattgefunden und diese Vorschläge des Arbeitsausschusses abgelehnt,

so daß cs bei dcn bisherigen Bestimmungen bleibt.

Die Wiedereinführung der Abkehrgelder bei

den Behörden war Gegenstand einer Verhandlung im Reichs-

finnnzministerium, Vertreter des AfA-Bundes nahmen -daran teil

und unterbreiteten zu dem vorliegenden Entwurf entsprechende Vor¬

schläge, insbesondere über die Höhe »nd Anrechnung des Abkehc-

geldes.
Bertreter des Bchördcnausschusscs nahmen an ciner Aussprache

über die Anerkennung der Bolksberufs-und B e -

triebszählung als einen besonderen Betrieb im

Sinne des jz 9 Absatz 2 BNS. teil.

Auch die Maßnahmen dcr Rcichsbahngesellschaft be¬

schäftigten den Behördenausschuß cingchend.

Vergbauausschuß.
Dcr Bergbauausschuß stcllte im Berichtsmonat eine Bor-

trngsdisposition zum Reichsknappschaftsgesetz
unter Berücksichtigung der beantragten Aenderungen fertig. Sie

wurde den in Frage kommenden Funktionären zugeteilet.

Dcr Bergbauausschuh beschäftigte sich ferner mit der Frage dsr

Anrechnung der Steigerungsbeitröge bei der Knappschastspcnsion.
Das Internationale Arbeitsamt hat eine Er¬

hebung beschlossen, die sich auf die Arbeitszeit, Lohn¬

bewegung der Bergarbeiter der Welt bezieht. Der

AfA-Bund ist dafür eingetreten, daß die Untersuchungen anf dis Au¬

gestellten ausgedehnt werden. Dcn Wünsche» dcs AsA-Bundes ist

inzwischen Rechnung getragen worden.

Vorstand.
Der AfA-Bund und die angeschlossenen Verbände haben sich an

der Erhöhung des Aktienkapitals der Bank der

Arbeiter, Angestellten und Beamten in entsprechender
Weise beteiligt.

Dsr AfA-Bundesuorstand beschloß fscusr, dem AfA-Ortskartell
Berlin die Rechte eines Bezirkskartells emzurüumen.

Dos deutsch« Selweseu, von Dr. Philip« Zeiger. Direktor der kaufmäiml»
schen Bkrufsschille und Köhcren Handelsschule in Darmstadt, ll» Seite,, in
Elend cckcl 2 Mk.

Protokoll der ««Handlungen des 12. Kongresse« der Sewerkschasten
Deutschlands l2. Bnndeslag !>es ADGB.i, Brcswu 3t. August bis 4. Eeptem»
ber IWS. 844 Seiten. Verlaasgesc'llschaft des ADGB. Jn Ganzleinen S.tl» Mk..
broschiert SL» Mk.

Die «riegsdienstgegncr der «amen Wett. Bericht Über die internationale
Tagung der. Krieasdienstgegncr 1923. Preis 1 Mk. gu beziehe,, beim Bunt,
der »riensdrenstgegucr. Berlin C 54. Eipsstr. Ui.

Regikrungsentmurf eines Arbeitsgericht«««^»« nebst amtlicher Begrün-
dun«. 33. Sonderheft «um Neichsarbeitsblatt. Als Fortsetzung «um 28. Sonder,
heft: Vorarbeiten zum ArbettogescKbuch. Scra„sgr,c>cbcn von der Nctche.

^Ä>^^>^ku>«!' Vertag des Rcichsnbcitsblattcs lRcirnar Sobbing,. Berlin
EW vl. 1!>2l>. Preis lt.lil, Mk.

Protokoll t», 2. ordentlichen GeroerksSastskongrcsse« des Deutschen Sewerk»
schaftsduntxs in der Tschechoslowakei. Reichender«.

„Die neue deutsch« Sandels. und Nollxolitt.." Eine aomerkschaftspolltische.
Betrachtung vo» Ernst L e m m e r, M. d. R.

"Ueber da» Berhiiltnls «on technischer Be.uunft und wirtschaftlich«
Wertung." Ein Veit«» zum Problem dcs Fordismiis, Lest der Nürnberger
Beitrage zu den Wirtschaftswissenschaften von Wilhelm Bersh « ve ».

Kcran«s.Bcrla<,s.A.»G.. Bamberg.

Statistik tiber den Stand de? Sozialrentners«!?»«« In den Monats» Sep»
ttm»«k und November I82S, herausgegeben vom gentralverband der Arbeits»
invaliden und Witwe» Dcutschlnds,

.

.Der «. Bolksbuhnentag." Jena 1!,2Z. Votksbilhncn.Bcrlags. und Vcr.
triebs-G, m, b. H,, Berlin S!W. 4», üönigsplatz ?, Heft l> dcr Schriften de«
Verbandes dcr deutsche» Vollobtlhncnvcrciiic.

Rcone des Zuternstionale» Lebens. Organ bcr Internationalen «lUturliga.
Redaktion Prag XII, Viuohradn, Slezska ul. 17W,

„Republik.^ Von E. Rhcinsberg. Berlag A. Hoffmann E. m. b. S„
Berlin O. 27. Preis 2 MI.

„Die Sozialversicherung." Von vr. ,!o. i>„KI. Josef Ditrhcim, Volkswirt
NDB. und M. d, O. in Mltnchc». Verlag S, A. Elöctucr, Leipzig. 12S Selten

stark, iu Eieifdccke! 2 Mk.

Konferenz zur Besprechung von Fragen der geVerkschasUichen Jugendarbeit.

1^1« Mk"' ^^'^^^^^'^^ ADGB.. Berlin S. 14, Jnsclstr. ti. Peeis

Rccht und Politik im «alle Fechcnboch von P. Dreqsus und Pai« Man«.
Berlag Ernst Rowohlt. Verli».

Die Verfasser behandeln dic beiden Prozesse gcgcn Fechenbach. Indem ste

auf, die Vororschichic. die zu den Brozcsscu Snlas, «ab. eingehe» und gleich,
zeitig den Schuldlitgeiiprozcb darstellen, gcbcn sie dem Lcscr Welcgcnhcit, einen

interessanten Abschnitt der dcutschcn nachrevolutionären Geschichte kennenzu»
lernen. Die Ee.ienUbersteliun« der wichtigsten Dokumente zur Frage See

Nrlcgsschutd vervollständigt das Bild. Dic Darstellung im allgcmcincn ist eiiu!

Anklage gegen die deutsche Justiz und ihre Objektivität. Ohne mit allem. Ins»

besondere /omeit varteipolitisö« Bcaebendctten einer Beleuchtung unterzöge»

werben, restlos übereinzustim.wcn, kann man das S21 Seiten starke Werk I'^cm
Funktionäre zur Lektüre empfehlen. Gil.

«inderelend — Iugenbnot, von Walter Eschbach. E. Laud'sche,
VcrlllgsbuäKcin^ung K. m. b, S„ Pcrlii, WZ», Elcditschstr. 3, Preis «e»

bunden 2,2«. Mk„ drosch. 1.8U Mk.
Walter Eschbach, der Jugcndsekretär dcr Ortsgruppe dcs gentrstverbluides

der Aiigesicll'.cn. hat mit dieser Schrift, die den Untertitel „auch eine Bilanz
des ttiteges" trägt, der Oeffentlichkeit Material unterbreitet, das auf tedcn
denkenden Menschen einen starken Eindruck machcn mus,. Das glndevclend.

das dcn Lesern hier vor Augen gcsithrt wird, »„terstrlchen durch cine Flitle,
von vhotociravhischen Abbiltrungen. ist eine surchtbare Anklage gogen dte der»

zeitige Gesellschaftsordnung. Die Schrift nimmt Im einzelne» zur Wohnungs¬
not, zum ttlsidneknd. zur Eririlhrungslag« usw, Stellung. Wir könne» das

Werkchen icdem Funktlouär nur dringend zmu Etudiu», empfehle». Er wi'rd

da»» n,lt dem Versasser Übereinstimmen, der am Cchlus, änffordert, denrrttge

Verhältnisse einfach nicht mehr zu dulde» und Ktuderelend und «indernot

beseitiac» zu helfen, Eö,

Angtsi»Nten.Kalender 1«2«. Jn, Verlage öer Buchhandlung Robert Wan»

toch in Turn.TevIiK erschien soeben im 5. Jahrgang der vom gentrajucrbaud
der An-gcstcillc» in Industrie, Sandel u,r>> Verkehr, Sih T«vlit,.Schijnnu. hcraus»

g-igebrnc Angestell!c»>Ralcudcr IWN. Aus dem Überaus reiche» Inhalte dieses

gut eiugcftIKrteu Jahrbuches ist auszer dem gebräuchlichen Kalenderlichalte >,. a,

besonders hervorzuheben: Was ist uns das Radio?: Richtlinien fllr dio

Stcrlcnl"fenu»terstiit!U»g: Urlaubsgcsche fiir Angvstellte. Arbeiter und Lehr¬

linge: Feiertage und Gedenktage! Arbeitsverhältnis und Wasfcnttbu»^! Ent»

aeltansvriichc bei Vcrhtndcrunecn! MieterschuKgcsck! Aufschub der exekutive»

Woliiningsriinmung! PcustoitsvcrsiÄcrungstabcile: Ersak der Lehrzeit durch

Sclnilbcsuch! Daucr des Schul!e,hrcs und dcr Ferie»! Tschechoslowakische Mini»

steric» und Zentralbehörde»! B«t«l»n«n dcr Tschechoslowakei im Ausland:

Ausländische Vcrlretuui'ku in dcr Tschechosloroakci: Adressc». Tarise, Tage¬

buch u. v. «. Preis 7 Nroncn.

„Der Lotterleschmcdc." Von Martin Andersen Ner,b', V«lag

I. S, W, D!et, SiacKf,, Bcrlin SW, l», Kanzlcwcn 2 Mt„ kartoniert l.t« Mk. —

Not und llngliick eincr Arbeiterfamilie, wachse» aus der Trunksucht und Spiel»

leidenschaft des AKmnes, herbes Schicksal einer tapfttc», von, Leben «rrg zer¬

zauste» Frau, sreud«armks Dasein vcrschttchterlcr Kinder. Der Mann safit

gute VorsöKc, abcr Gcwohnhcit und Leidenschaft sind stärker. Er nnterliegt

und Nnkt tiefer und ticscr. Hoch aus wächst dic Kcsda.lt der Frau, auf dic sich

die «c»ue Nerantmoilungslast fiir die Familie legt. Im Trunk verspiclt der

Man» sein Lchtes nnd dann scht er scin Loltcriclos und ^ vcrspiclt. Aber

diesmal hatte das Log viertausend Mark gewonnen. Und wic dcr SvicKc da»

erfährt, kommt cr bei Eprcugurbcitcn um. Uuglttck oder Frcitod?

Feinste Scclcnkcnntni» spricht aus der Darstellung der mit Hunncr und

Tod um ihre Kinder ringende» Muttcr. ticssles Einslldte» in die Kinderseele

läkt die Gestalt des ilucibcu crlenuen, der i» sriihc» Jahrcn so Furchtbare«

erlebe» musi.
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